C 10190 4.5.2001 


Preis: 3,00 DM 


Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


Gegen das Vergessen | 


Erklärung des Bundesvorstands der Roten Hilfe e.V. 
zum 25. Todestag von Ulrike Meinhof 


Gegen das Vergessen! 
Gegen die herrschende 
Geschichtsfälschung! 


Am 9. Mai 1976 wurde Ulrike Meinhof in der 
JVA Stuttgart-Stammheim, 7. Stock (Isolier- 
trakt für politische Gefangene) bei Auf- 
schluss der Zelle um 7.45 Uhr tot aufgefun- 
den. 

Ähnlich wie in gleichartig gelagerten Fäl- 
len - so bei der Todesnacht von Stammheim, 
in welcher am 18.10.1977 Andreas Baader, 
Gudrun Ensslin und Jan Carl Raspe ums Le- 
ben kamen - war die staatliche Version schon 
wenige Stunden später geboren: Selbstmord. 

Noch heute kann strafrechtlich verfolgt 
werden, wer nach genauer Würdigung der 
Todesumstände und deren Vorgeschichte 
von Ulrike Meinhofs Ermordung spricht. 
Nicht nur aus diesem Grund ist es der Roten 
Hilfe wichtig an diesem 25. Todestag der Ge- 
nossin Ulrike Meinhof zu gedenken und die 


Aufruf aller Angehörigen der 
todesfastenden Gefangenen. 


AUFRUF 


an alle, die sich gegen die F- 
Typ-Gefängnisse stellen und 
weitere Tote verhindern wollen 


Die Todesfastenaktion, die gegen die F-Typ- 
Tyrannei begonnen wurde, ist heute an ei- 
nem zutiefst kritischen Punkt angelangt. 
Während die Zahl der Toten Tag für Tag an- 
steigt, haben mehrere hundert Gefangene 
und ihre Angehörigen draußen längst die 
Todesgrenze überschritten. Trotz des kriti- 
schen Zustands versucht der Staat, die Öf- 
fentlichkeit durch Täuschungsmanöver wie 
"gemeinschaftliche Lebensräume”, welche 
die Isolation nicht grundsätzlich aufheben, 
abzulenken. Die Lösung hingegen ist ein- 
fach und machbar. 


Unser Aufruf: 


1. Die F-Typen sind Gefängnisse des Inter- 
nationalen Währungsfonds (IWF) und zie- 


Erinnerung an ihr Leben, 
ihren Kampf, aber auch an 
die Umstände ihres Todes 
in Erinnerung zu behal- 
ten. Wir gedenken an die- 
sem Tag dem Mensch, der 5, 
Genossin und derRevolu- % 
tionärin Ulrike Meinhof. 
Ihre Geschichte steht ex- ®& 
emplarisch für alle, dieim $f 
Kampf gegen das impe- 
rialistische System zu To- 
de kamen. Für uns spielt 
es daher auch eine entscheidende Rolle am 
25. Todestag von Ulrike Meinhof die Frage 
nach den Umständen ihres Todes wieder zu 
stellen. Bei einem Besuch ihrer Schwester im 
Köln-Ossendorfer Knast hatte Ulrike Mein- 
hofihr erklärt: „Nur so lange einer lebt, kann 
er aufstehen und kämpfen. Wenn du hörst, 
ich hätte mich umgebracht, dann kannst du 
sicher sein, es war Mord!“ 


len auf Isolation ab. Isolation ist inakzep- 
tabel und muss auf der Stelle abgeschafft 
werden. 

2. Die Forderungen der Gefangenen sind 
nicht inakzeptabel, sondern menschlich 
und demokratisch. In diesem Sinne muss 
der Staat zur Lösung der Lage sofort Ge- 
spräche mit den VertreterInnen der Gefan- 
genen aufnehmen. 

3. Die Gefangenen ha- 
ben zu Beginn des Todes- 3 
fastens offiziell erklärt, 3 
dass sie keinen medizini- 
schen Eingriff akzeptie- 
ren werden. Ungeachtet 
dessen, ob sich die Ge- 
fangenen bei Bewusstsein % 
befinden oder nicht, die 
Zwangsbehandlung muss 
beendet werden, um zu 
verhindern, dass Men- 
schen dauerhaften Kör- 
perschäden ausgesetzt 
werden. Es ist ein Verbre- 
chen an der Menschheit, 
durch Zwangsbehand- 
lung Menschen zu ver- 
krüppeln. Bei dem medi- 


Eine internationale Untersuchungskom- 
mission, die ihren Tod untersuchte, kommt 
zu dem Ergebnis: „Die Behauptung der staat- 
lichen Behörden, Ulrike Meinhof habe sich 
durch erhängen selbst getötet, ist nicht be- 
wiesen, und die Ergebnisse der Untersu- 
chungen der Kommission legen nahe, dass 
sich Ulrike Meinhof nicht selbst erhängen 
konnte. Die Ergebnisse der Untersuchung le- 


zinischen Eingriff muss die offizielle Er- 
klärung, die von den Widerstandleistenden 
vor Verlust ihres Bewusstseins abgegeben 
wurde, zur Grundlage genommen werden. 

Es liegt in der eigenen Verantwortung des 
Staates, das Problem zu lösen und weitere 
Tote zu verhindern. 

Im Namen aller Angehörigen der todes- 
fastenden Gefangenen 


Todesfasten und Protestaktionen: s. 5. 8f. 


gen vielmehr den Schluss nahe, dass Ulrike 
Meinhof tot war, als man sie aufhängte, und 


dass es beunruhigende Indizien gibt, die auf 


das Eingreifen eines Dritten im Zusammen- 
hang mit diesem Tod hinweisen. ... Es ist je- 
der Verdacht gerechtfertigt angesichts der 
Tatsache, dass die Geheimdienste - neben 
dem Gefängnispersonal - Zugang hatten zu 
den Zellen des 7. Stocks, und zwar durch ei- 
nen getrennten und geheimen Eingang.“ Die 
Erinnerung an die Umstände des Todes von 
Ulrike Meinhof darf aber nicht nur um ihrer 
selbst willen einschlafen. Sie sind auch blei- 
bendes Indiz für die Vernichtungsinteressen 
eines Staates, der noch heute, nach teilwei- 
se weit über 20 Jahren, Männer und Frauen 
aus der RAF gefangen hält. 

Im Gedenken an Ulrike Meinhof fordern 
wir daher gerade auch an diesem Tag; Frei- 
lassung der letzten 6 Gefangenen aus der 
RAF! Freiheit für alle politischen Gefange- 
nen! 

Gezeichnet: 

Roger Hasenbein Sprecher des Bundesvor- 
stands der Roten Hilfe e.V. 

Hamburg, den 1. Mai 2001 


Freilassung der Gefangenen aus der RAF 


Am 19.4.01 kam Unterschriftenliste (2 
Seiten, durchnummeriert) von Rainer 
_ Dittrich. Er schreibt dazu: 


„Hier nun die Unterschriftenlisten für 


die Freilassung der GenossInnen. war ei- 
ne der heftigsten Aktionen. trotz aller 
 Hemmnisse kamen 80 Unterschriften zu- 
_ sammen. 


Habe 2 listen parallel im Original un- 


_ terschreiben lassen. Eine geht mit gleicher 
=- Post an Thierse heute raus. Eine ist für 
dich / uns und die Unterlagen. Gibst du 
_ es an die jeweiligen GenossInnen weiter? 
Ansonsten alles unverändert. Ganz liebe 
- grüße für dich und euch alle. Ich umar- 
me dich und euch sehr, sehr fest. 


Tschüß Rainer 7.4.01 


q Hier der Text: 
An die Abgeordneten des 
` Deutschen Bundestages 


./. über den Bundestagspräsidenten 
Wolfgang Thierse : 
Sehr geehrte Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages, 
wir unterzeichnende Gefangene der JVA 
Lübeck fordern Sie hiermit auf, die Frei- 
lassung der Gefangenen aus der RAF in 
die Wege zu leiten. Das Ende der Gefan- 
genschaft von Brigitte Mohnhaupt, Rolf 
Heißler, Rolf Clemens Wagner, Eva Halle 
und Christian Klar steht auf der politi- 
schen Tagesordnung. . 
Den vielen Jahren der Täuschungen sei- 
tens des deutschen Staates im Zusam- 
menhang mit der Freilassung der Gefan- | 
genen aus der RAF hat nun endlich poli- | 
tische Substanz zu folgen. 
Und das kann nur eines bedeuten: 
Die 5 müssen 
raus. Jetzt. 


Lübeck, 6.April 2001 


seartikel können - gegen einsendung von 
vier mark in briefmarken - bei der initiati- 
ve „freiheit jetzt!“, postfach 360442, 10974 
berlin bestellt oder (teilweise) unter 


gefangenen aus der raf bitte unter 
freiheit jetzt; sparkasse mainz, blz 550 501 
20; kontonummer 10 17 12 56 99 


kunstausstellung 
beendet 


www.freiheit-jetzt.de gelesen werden. 


die gemeinsame ausstellung von 24 bil- 
denden künstlerinnen und künstlern, ver- 
anstaltet von der initiative „freiheit jetzt“, 
ist nach drei wochen dauer am 29.4.01 in 
der galerie der berliner kulturbrauerei be- 
endet worden. die ausstellung hatte das ziel, 
der forderung nach freilassung der letzten 
sechs gefangenen aus der raf öffentlich 
nachdruck zu verleihen. 

texte zur ausstellung, interviews, pres- 


spenden für die kosten der ausstellung 
und weitere arbeit für die freilassung der 


freiheit jetzt! 


4.5.01 


Zu dem videofilm „was aber wären wir für menschen und 
der agententätigkeit von manfred schlickenrieder („gruppe 2") 


Dezember 2000 hat die gruppe „revolu- 
tionärer aufbau“ in der schweiz bekannt ge- 
macht und durch die veröffentlichung zahl- 
reicher dokumente im internet belegt, daß 
manfred schlickenrieder mindestens seit 
1982 agent des bayrischen landesamtes für 
verfassungsschutz und später des bundes- 
nachrichtendienstes war. 


Wir kannten schlickenrieder. 1992 hat er 
kontakt zu uns - einigen ehemaligen ge- 
fangenen aus der RAF - aufgenommen. 

Wir wollen hier nicht wiederholen, was 
die gruppe „revolutionärer aufbau“ in der 
schweiz und „kein friede“ aus frankfurt be- 
reits recherchiert und veröffentlicht haben. 
Aber für den kontext, in dem wir mit 
schlickenrieder zu tun hatten, ist manches 
noch mal wichtig zu sagen: 

er spähte die linke szene in der BRD, 
schweiz und italien aus, peripher checkte er 
auch, in frankreich , belgien und spanien 
reinzukommen. Ein schwerpunkt der aus- 
forschungen waren ehemalige gefangene 
aus bewaffnet kämpfenden gruppen in 
westeuropa und militante mit marxistisch- 
leninistischer ausrichtung. 


Die „gruppe 2“, ausgegeben als dokumen- 
tations- und videostelle für die linke bewe- 
gung, existierte nicht. Es war ein geheim- 
dienstgebilde: manfred schlickenrieder und 
ein zugängliches büro. Die fassade für sei- 
ne geheimdiensttätigkeit. Sein job war nicht 
in erster linie, als einzelner linke gruppen 
zu infiltrieren, sondern über ein eigenes 
projekt, in dem dann auch filme über die 
widerstandsbewegungen produziert wur- 
den, langfristig anerkennung zu bekom- 
men. Das war die basis seiner agententätig- 
keit. 

Das erste ‚flugblatt’, die allererste veröf- 
fentlichung dieser „gruppe 2”, war 1982 zu 
den festnahmen von brigitte mohnhaupt, 
heidi schulz und christian klar - militante 
aus der RAF. 

Dieser auftakt zeigt eine richtung, in die 
die ausforschung gehen sollte. 

1983 nahm schlickenrieder kontakt zu 
den gefangenen innerhalb der „grußaktion 
„ auf. Das war eine breit angelegte ver- 
schickungsaktion von informations- und 
dikussionsmaterial in die knäste zur druch- 
brechung der politischen zensur und isola- 
tion. In der zeit darauf verschickte 
schlickenrieder weiter broschüren, die er 
herausgab, zum beispiel zum revolu- 
tionären kampf in italien, in die knäste. 

1986 war schlickenrieder am antiimpe- 
rialistischen kongress in frankfurt/main be- 
teiligt. Wie weit er in die strukturen damals 
eingebunden war, wissen wir nicht. 

Sein cover war von da an „gruppe 2“ , do- 
kumentations- und filmstelle, ‚solidarität 


mit politischen gefangenen der militanten 
linken‘ 

Nachdem er schon 10 jahre lang die „ 
gruppe2“ eingeführt hatte, machte er 1992 
den kontakt zu uns. 

Der zeitpunkt als schlickenrieder auf uns 
angesetzt wurde, war gezielt und schlau 
ausgewählt. Vieles war im umbruch, die po- 
litische situation, die frage des bewaffneten 
kampfes wurde neu diskutiert. Der staats- 
schutz blickte nicht mehr durch, wo wer 
steht. Sie wußten aber, daß einiges in be- 
wegung, veränderung war und hatten schon 
den agenten steinmetz am laufen für den 
operativen zugriff auf die RAF. 

Schlickenrieder sollte ihnen einblick ge- 
ben in unsere diskussionen und mit dem fil- 
mprojekt eine breite ausspionierung mög- 
lich machen. 

Eine geheimdienstliche einkreisung auf 
mehreren ebenen. 

Wir selber waren unter zeitdruck, zu han- 
deln, um boden zu gewinnen für die frei- 
lassung der gefangenen. 

Damals gab es, im unterschied zu heute, 
noch ein großes interesse an der situation 
der politischen gefangenen aus der mili- 
tanten linken. Die frage ihrer freilassung 
wurde bis rein in die bürgerlichen medien 
diskutiert. 

Die interne diskussion der gefangenen aus 
der RAF ging schon länger um die verän- 
derte politische, ökonomische und soziale 
situation in der welt. 

Die konsequenz aus dieser diskussion war, 
daß für eine umfassende reflektion der si- 
tuation, eine einstellung der bewaffneten 
angriffe unabdingbar war. 

In diesem prozeß wollten wir auch die frei- 
lassung der gefangenen erreichen. 

Der staatsschutz wußte aus geheim- 
dienstlichen quellen zumindest vage von 
der richtung dieser diskussion. 

Bevor sie Öffentlich bekannt gemacht 
werden konnte, plazierte der damalige ju- 
stizminister kinkel anfang 1992 geschickt 
eine medienkampagne zur freilassung eini- 
ger gefangener aus der RAF in die schlag- 
zeilen der großen tageszeitungen. 

Damit griff die regierung dem schritt vor, 
daß von unserer seite die frage der freilas- 
sung aller gefangenen aus der militanten 
linken im rahmen der politischen verände- 
rungen aufgeworfen werden konnte. 

Sie manipulierten nach kräften, stellten 
die freilassung von gefangenen in aussicht, 
die eh kurz vor ihrer entlassung standen, 
spalteten in „hardliner“ und „einsichtige”. 

wir versuchten, mit dieser neuen lage um- 
zugehen, die freilassung der gefangenen in 
einem politischen prozeß zu erreichen, was 
eben auch bedeutete, deutlich zu machen, 
warum sind sie im knast, welchen kampf 
haben wir geführt, seinen inhalt und seine 


legitimation zu zeigen. 


Aus dieser situation griffen wir den vor- 
schlag von schlickenrieder für ein video, um 
anschauliches material zu haben, auf. Zu- 
erst war seine idee ein video zur kampagne 
für die freilassung von bernd rössner zu ma- 
chen, was aber schnell zu einem film über 
die geschichte der RAF und die haftbedin- 
gungen der gefangenen bis 1977 wurde. 


Wir haben ihn als filmer und dokumenta- 
rist gesehen, mit einer marxistisch-lenini- 
stischen vergangenheit und schulung, soli- 
darisch mit den gefangenen. 

Er hielt distanz, stellte keine verdächtigen 
fragen, war darauf aus, keine größeren wi- 
dersprüche oder diskussionen entstehen zu 
lassen. 

Er hat an dem film alles gemacht: das ma- 
terial zusammengestellt, den kommentar 
geschrieben. 

Von uns hat er keine interviews gemacht, 
keine fragen gestellt, sondern state- 
ments’von jedem einzelnen ohne bewe- 
gung, aus angeblich „technischen gründen“ 
gefilmt; aus technischen gründen sollte 
auch das abfilmen einer diskussion nicht 
möglich sein. 

Es sollte alles möglichst konfliktfrei sein. 


Wir fanden das video nicht gut, eine an- 
einanderreihung von informationen. 

Ein anziehender film, der auch wider- 
sprüchlichkeiten zeigt, und so auch neue an- 
sichten auf entwicklungen aufmacht, ist es 
nicht. 

Das war einer der gründe, warum wir spä- 
ter den zweiten teil (die zeit nach 1977) - 
der eigentlich geplant war - nicht mit 
schlickenrieder machten. 

Aber es war der einzige und umfassende 
film zur geschichte des bewaffneten kamp- 
fes der RAF und den gefangenen. Er wurde 
in der folgezeit auf unzähligen veranstal- 
tungen zur freilassung der gefangenen ge- 
zeigt und diskutiert. 

Der film wurde dafür von schlickenrieder 
verliehen oder auch verkauft. Das geld ging 
je zur hälfte an „libertad“ und nach italien, 
für die gefangenen dort. 

Aufunsere fragen nach den kosten des vi- 
deos, lieferte uns schlickenrieder die er- 
klärung, dass durch den verleih ihrer filme 
und schneidegeräte u.ä. die „gruppe2” 
genügend geld hätte, um das filmmaterial 
zu bezahlen. Wir waren erleichtert und hak- 
ten nicht nach. 


Im februar 1994 wurde der mietvertrag für 
einen veranstaltungsraum in bremen, in 
dem der film gezeigt werden sollte, auf in- 
tervention des staatsschutzes kurzfristig 
gekündigt. 


Schlickenrieder berichtete von ein- 
schüchterungsversuchen der münchner po- 
lizei im zusammenhang mit dem film. ob es 
die von ihm geschilderten vorgänge 
tatsächlich gab, läßt sich heute nicht mehr 
feststellen. Jedenfalls stärkte dies weiter sei- 
ne position in der linken szene. 


Schlickenrieder konnte dadurch, daß er die- 
ses video machte und so für die linke szene 
eine ‚nützliche sache‘ zur verfügung stellte, 
bei der unter anderem ehemalige gefange- 
ne aus der RAF mitwirkten, vertrauen ge- 
winnen, neue türen Öffnen und sich schwe- 
rer angreifbar machen. 

Auf den veranstaltungen, auf denen das 
video gezeigt wurde, konnte er grenzenlos 
filmen, leute erfassen, die sich für den re- 
volutionären kampf, für die situation der 
gefangenen interessierten. 


1997 sprach schlickenrieder einige von uns 
noch mal an. Er wollte mit einem weiteren 
video der laufenden medienkampagne „20 
jahre stammheim“ und der staatlichen 
selbstmordversion „etwas entgegensetzen“ 
und dafür bereits gedrehtes videomaterial, 
(was in den zweiten teil des videos, der nie 
zustande kam, rein sollte), verwenden. 

Wir lehnten ab, weil wir die alten auf- 
nahmen nicht mehr gut fanden. 


Heute, nachdem uns bekannt wurde, wer 
schlickenrieder ist, und wir das video noch 
mal anschauten und überprüften, wird es 
noch mal klarer: 


Sie zu 


e, einen Tell’ 


zu vergess®" 


der film transportiert keine staats- 
schutzinhalte, keine manipulationen. Das 
wäre ja auch mit uns nicht möglich gewe- 
sen; sonst wäre das projekt damals schon 
geplatzt. 

Aber jeder satz des kommentars, den 
schlickenrieder spricht, wurde oder könnte 
schon mal in irgendeiner erklärung gesagt 
worden sein. Seine kommentare sind ge- 
zeichnet von absoluter politischer „correc- 
tness“, mit kalter stimme runtergeleiert. Es 
fehlt jegliche subjektive aussage oder beto- 
nung. 

Sicher, schlickenrieder und seine helfer im 
geheimdienst sind die öffentlichen er- 
klärungen zu den jeweiligen geschichtsab- 
schnitten, um die es im film geht, durchge- 
gangen und haben die damals richtigen aus- 
sagen rausgezogen; entsprechend aneinan- 
dergereiht und tot klingt alles . 

es ging ihnen mit dem film nicht darum 
"sympathisantenpositionen’abzudrücken, 
was als methode tausendfach bekannt ist, 
sondern durch seine produktion und vor- 
führung rauszukriegen, "wer wo steht‘. 


urch die haltung ‚es ist nichts falsches 

drin, es ist alles politisch korrekt’, konn- 
te das projekt laufen. Das hat das verhält- 
nis zwischen schlickenrieder und uns be- 
stimmt, gefördert durch die allgemeine ver- 
unsicherung, wie es überhaupt weiter gehen 
soll, in der ja auch viel geschichtsverfäl- 
schung betrieben wurde, die wir nicht zu- 
lassen wollten. 

Entsprechend unleben- 
dig, eingeklemmt sind wir 
in dem film. Von uns wür- 
de heute keine/r mehr so re- 
den wie da. 

April 2001 gisela dutzi 


BERNIE PERRIS AERE ERROR ERERE 


Ich möchte diesem text von 
gisel, den ich inhaltlich 
richtig finde, noch hinzufü- 
gen, was mir mit dem blick 
von heute auf die damalige 
situation und erfahrung 
noch wichtig ist: 

Wir waren nicht opfer ei- 
ner unausweichlichen si- 
tuation. unsere ursprüngli- 
che idee für den film war, 
daß schlickenrieder diskus- 
sionen und gespräche zwi- 
schen uns filmen sollte. Wir 
| wollten einen film, der 
nicht nur objektive inhalte 
transportiert, sondern uns 
auch als lebendige perso- 
nen zeigt. als er das aus 
technischen und formalen 
gründen ablehnte, gaben 
wir uns damit zufrieden. in 
der ersten fassung des films 
war die repression so dar- 
gestellt, daß sie geeignet 
war, jede und jeden „zu er- 
schlagen“. Der film endete 


z. b. damit, daß die toten von stammheim, 
mit dramatischer musik untermalt, aus- 
führlich gezeigt wurden. auch uns selbst 
zeigte der film zeitweise wie götzen, die 
in die kamera starrten. wir lehnten diese 
fassung des films kategorisch ab. Daraufhin 
änderte schlickenrieder teile des films nach 
unseren vorstellungen. 

trotzdem: Wir setzten die priorität darauf, 
daß dieser film überhaupt zustande kommt 
anstatt auf seine qualität . es gab gemein- 
samkeiten, aber auch unterschiede unter 
uns in der vorstellung davon, was der film 
von uns und unseren erfahrungen vermit- 
teln sollte. Wir haben zu unterschiedlichen 
zeiten in der RAF gekämpft. Später waren 
wir sehr lange isoliert. günter kam unmit- 
telbar aus der isolation. eine klarere be- 
stimmung von unserer seite hätte eine in- 
tensivere diskussion unter uns, auch über 
unsere erfahrungen, widersprüche und die 
subjektive seite des kampfes erfordert. wir 
haben sie nicht geführt. 

ich denke, daß ungenaue gemeinsame kri- 
terien , unklarheiten und unsicherheiten die 
eintrittskarte für den staatsschutz waren. 
Waltraud liewald 


er Schilderung von Gisel über den Ab- 

lauf unserer Kontakte/der Zusammen- 
arbeit mit M.Sch. und der Einschätzung der 
damaligen Situation stimme ich zu. In den 
Schlussfolgerungen bin ich aber vorsichti- 
ger. M.E. wissen wir noch zu wenig über 
Umfang und Art von Sch.s Agententätig- 
keit, wer tatsächlich hinter der „gruppe 2“ 
stand, wie die Geheimdienste gearbeitet ha- 
ben und wer wofür zuständig war, um mit 
Bestimmtheit etwas darüber sagen zu kön- 
nen. Klar ist, dass Sch.s Behauptung, die 
„gruppe 2“ sei eine Dokumentations- und 
Archivstelle für die linke Bewegung, nicht 
stimmte. Ob und ggf. welches Geheim- 
dienst-Projekt jedoch hinter diesem Namen 
steckte, wissen wir nicht. Man kann sich si- 
cher manches denken, aus früheren Erfah- 
rungen mit Spitzeln und mit der Arbeit der 
Staatsschutz-Behörden. Aber die Methoden 
und unmittelbaren „Erfolgs-Kriterien“ der 
Geheimdienste ändern sich natürlich auch. 
Die Gefahr, mit schnellen Schlussfolgerun- 
gen den Blick dafür zu verstellen, wie wel- 
che Behörden hier tatsächlich vorgegangen 
sind, ist nicht von der Hand zu weisen. Wir 
wissen nicht, wie weit der Staatsschutz zu 
gehen bereit war, wenn wir darauf bestan- 
den hätten, eine gemeinsame Diskussion 
statt starrer Einzelaussagen zu filmen, weil 
wir’s gar nicht versucht, sondern Sch.s Ein- 
wände gleich akzeptiert haben. 

Ich denke auch, dass unser Hauptfehler 
war, nur darauf zu setzen, dass möglichst 
schnell unsere Sicht des Geschichtsablaufs 
breit zugänglich war (und der Erfolg des 
Films hat uns scheinbar Recht gegeben) und 
überhaupt nicht nachzuforschen, welches 
Interesse Sch. mit der Erstellung des Films 
verband. 


Monika Berberich April 2001 


12.4.2001, 4. Prozesstag: 
RZ-Prozess wird neu aufgerollt 


Antrag auf Aufhe- 
bung der Haftbefehle 


abgelehnt 


Der Berliner RZ-Prozess ist geplatzt. Mit dem 
heutigen Beschluss des Gerichts, das Verfah- 
ren mit dem gegen Rudolf Sch. in gleicher 
Sache zu verbinden, muss der Prozess neu 
aufgerollt werden. Das Gericht entschied 
darüber hinaus am späten Nachmittag die 
Haftfortdauer bei den vier Angeklagten. 
Nach nur 40 Minuten verkündete Richte- 
rin Gisela Hennig am 4. Prozesstag die Aus- 
setzung der laufenden Hauptverhandlung. 
Der Senat gab keinen Termin für die Eröff- 
nung des neuen Prozesses bekannt. Zuvor 
hatte der 1. Strafsenat des Kammergerichts 
Berlin beschlossen, dass Rudolf Sch. zusam- 
men mit den anderen Beschuldigten der Pro- 
zess gemacht werden soll. Richterin Hennig 
gab „prozessökonomische Gründe“ für die- 
se Entscheidung an. Dem gegenüber hatten 
sich bereits am Vortag RA Jasper v. Schlief- 
fen und RAin Silke Studzinsky schriftlich ge- 
gen eine Verbindung ausgesprochen. Rudolf 
Sch. wird der gleichen Taten beschuldigt wie 
die anderen vier Angeklagten. Darüber hin- 
aus wirft die Bundesanwaltschaft (BAW) ihm 
„Rädelsführerschaft“ vor. 


Verfassungsbeschwerde wegen Fort- 
dauer der Untersuchungshaft 


Zu Beginn des 4. Verhandlungstages infor- 
mierte RA Johannes Eisenberg das Gericht 
darüber, dass er Verfassungsbeschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht wegen der 
unverhältnismäßig langen Untersuchungs- 
haft eingelegt habe. Eisenberg warf dem Ge- 
richt und der BAW vor, das Verfahren zu ver- 
schleppen. Sie hätten nichts dafür getan, das 
Verfahren zu befördern. So sei es bisher we- 
der zu Sachverhaltsaufklärungen, noch zur 
Verlesung der Anklage gekommen. Dies sei 
ein eklatanter Verstoß gegen das Beschleu- 
nigungsgebot. Als Skandal bewertete er dar- 
über hinaus, dass es seit über drei Monaten 
zu keiner mündlichen Haftprüfung für die 
Angeklagten gekommen sei. 


Gericht ordnet Haftfortdaver an 


Im Anschluss an die Hauptverhandlung fand 
noch im Gerichtssaal eine mündliche Haft- 
prüfung bei den vier Angeklagten statt. Hin- 
tereinander konnten alle vier Angeklagten 
mit ihren VerteidigerInnen vor dem Gericht 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit ihre An- 
träge auf Aufhebung der Haftbefehle bzw. 
deren Außervollzugsetzung vorbringen. 
Nach mehrstündiger Beratung gab der 1. 
Strafsenat des Kammergerichts Berlin am 
späten Nachmittag bekannt, das es alle An- 
träge ablehne. Die Beschuldigten sind somit 
weiterhin in Untersuchungshaft. Obwohl die 


Angeklagten bis zu ihrer Verhaftung in fest- 
en sozialen Verhältnissen gelebt haben, geht 
das Gericht von einer bestehenden Flucht- 
gefahr aus. Anderweitige Beschwerdegrün- 
de, wie z.B. Verfahrensfehler, Verfahrensver- 
schleppung durch die Ermittlungsbehörden 
oder eine unverhältnismäßig lange U-Haft- 
dauer in Bezug auf das zu erwartenden Straf- 
maß konnte das Gericht nicht erkennen. 


$129u-Verfahren 
gegen Internationali- 
stinnen eingestellt 


Hamburg, 08.04.2001 
Nach mehr als drei Jahren wurde jetzt ein 
5 129a-Verfahren gegen mehrere Internatio- 
nalistInnen, die in der Kurdistan-Arbeit ak- 
tiv sind, eingestellt. Zum ersten Mal in die- 
sem Zusammenhang wurden im Februar 
1998 Wohnungen und Büros unter anderem 
von dem Rechtshilfefonds AZADI und der 
Informationsstelle Kurdistan (ISKU) durch- 
sucht. Hauptsächlich Aufzeichnungen und 
Photos von aus Kurdistan zurückgekehrten 
Internationalistinnen wurden beschla- 
gnahmt. Seit Anfang der 90er-Jahre sind In- 
ternationalistInnen aus Deutschland in Kur- 
distan, sie beteiligen sich am Leben und 
Kampf der Befreiungsbewegung für eine 
freie Gesellschaft. 

Die Generalbundesanwaltschaft (BAW) be- 
gründete die Aufnahme des 5129a-Verfah- 
rens damit, dass aus Kurdistan zurückge- 
kehrte InternationalistInnen die „Aufnahme 
des bewaffneten Kampfes in Deutschland 
nach dem Vorbild der RAF und den Metho- 
den der PKK“ zum Ziel hätten, und stützten 
sich dabei auf beschlagnahmte oder veröf- 
fentlichte Aufzeichnungen, Briefe oder ähn- 
liches. 

Bei einem zweiten Polizeieinsatzes wurden 
die Beschuldigten und weitere Aktivistinnen 
der Kurdistan-Solidarität von einer belgi- 
schen Spezialeinheit im Auftrag des Gener- 
albundesanwalts im Januar 2000 in einer Fe- 
rienwohnung in Belgien überfallen und fest- 
genommen. Zeitgleich wurden erneut Woh- 
nungen und Büros in Köln und Hamburg 
durchsucht, wobei das gesamte technische 
Gerät, vorallem Computer der Kurdistan-So- 
lidarität Hamburg und der Initiative „Frei- 
heit für Abdullah Öcalan“ in Köln beschla- 
gnahmt wurden. Die Festgenommenen wur- 
den nach einigen Stunden wieder freigelas- 
sen, Arbeitsgeräte und Material aber blieben 
monatelang beschlagnahmt. 

Mehr als drei Jahre wurden für die Be- 
schuldigten die elementarsten Grundrechte 
außer Kraft gesetzt, wie das Recht auf die 
Menschenwürde, die Unversehrtheit der 
Wohnung, des Brief- und Telefongeheimnis- 
ses. Private Tagebücher einer Internationali- 
stin über ihr Leben bei der kurdischen Gue- 
rilla wurden beschlagnahmt, durchschnüf- 


felt und sogar an den Verfassungsschutz (VS) 
weitergegeben. Der Verfassungsschutz NRW 
veröffentlichte das Tagebuch sogar als Teil 
einer Broschüre unter dem Titel „Von den 
Bergen in die Metropole, Motive, Denk- 
strukturen und Ziele deutscher Kurdistan- 
Brigadisten“ im Februar 2000 im Internet. In 
diesem Zusammenhang läuft noch ein Ver- 
fahren wegen Verletzung des Persönlich- 
keitsrechtes gegen das Bundeskriminalamt 
(BKA) und den VS. 

Die Einstellung des 8129a-Verfahrens 
nach 8170, wie auch schon zuvor das 8129- 
Verfahren gegen Antifaschistinnen aus Pas- 
sau und den Vertreter der peruanischen MR- 
TA, Isaac Valesco, bedeutet, dass der „zur 
Anklage führende Verdacht nicht bestanden 
hat“. Mit anderen Worten, eine Reihe von 
Menschen wurden als Kriminelle und Terro- 
risten in der Presse verunglimpft, von „An- 
ti"-Terroreinheiten mehrmals überfallen, 
wichtiges Arbeitsmaterial beschlagnahmt, 
Treffen be- oder verhindert usw., und hin- 
terher erhalten die Betroffenen ein Schrei- 
ben des Generalbundesanwalts, in denen ih- 
nen mitgeteilt wird, dass die Verfahren am 
Ende eingestellt werden, weil es keinen 
Grund dafür gegeben hat. 

Was ist also das Ziel dieser und zahlreicher 
anderer $129- und 8$129a-Verfahren vor al- 
iem gegen Exilorganisationen ausländischer 
Befreiungsbewegungen wie der PKK, der 
DHKP/C und deren Unterstützerinnen? Die 
Kriminalisierung mit Hilfe des §129a und 
8129 gegen Aktivistinnen verschiedener lin- 
ker Organisationen kann nur zum Ziel ha- 
ben: Menschen die sich hier in der BRD für 
den Befreiungskampf beispielsweise der Ar- 
beiterInnen Partei Kurdistan (PKK) einsetzen, 
sollen an ihrer Arbeit gehindert werden. 
Strukturen wie in diesem Fall die der Infor- 
mationsstelle Kurdistan e.V. sollen durch 
Einschüchterung ihrer Mitglieder und durch 
Beschlagnahme ihres Arbeitsgeräts und der 
Materialien zerschlagen werden. Nach wie 
vor bietet das sogenannte PKK-Verbot in 
Deutschland die Grundlage alle Menschen, 
die den Befreiungskampf in Kurdistan un- 
terstützen, zu kriminalisieren. Etwa 50 Kurd- 
Innen sitzen als verurteilte PKK-Unterstüt- 
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zerInnen in deutschen Gefängnissen. Un- 
zählige Ermittlungsverfahren wegen angeb- 
licher Mitgliedschaft in einer kriminellen 
oder terroristischen Vereinigung innerhalb 
der PKK laufen auch zur Zeit gegen Kurdin- 
nen und Kurden. 


Wir fordern die Abschaffung der Paragra- 
phen §129 und S129a und die Aufhebung 
des PKK-Verbots und daraus resultierend 
die Freilassung aller politischer Gefange- 
nen. 


Wir möchten uns hiermit nochmals bei al- 
len bedanken, die uns die letzten Jahren un- 
terstützt haben und damit beigetragen ha- 
ben, dass wir unsere Arbeit unter diesen er- 
schwerten Bedingungen weiterführen konn- 
ten. 

ISKU - Informationsstelle Kurdistan e.V. 


linkeseite news 3.5.01 


Hausdurchsuchung 
und PC-Beschlagnah- 
mung bei linkeseite.de 


Hallo, heute morgen um 06.05 Uhr wurde 
vom LKA Stuttgart meine Wohnung durch- 
sucht und dabei der Rechner sowie ver- 
schiedene Ordner mit politischen Materiali- 


en, diverse CDs beschlagnahmt. 

Als Tatvorwurf wurde hier wieder einmal 
ein Verstoß gegen das Vereinsgesetz ange- 
führt. Im Detail wird mir die Unterstützung 
der DHKP/C vorgeworfen. 


(Ungefährer) Wortlaut: 

Zur Sicherstellung folgender Gegenstände: 
sämtlicher Computeranlagen, einschließlich 
sämtlicher Geräte, welche Zugang zum In- 
ternet gewähren, Modem etc Unterlagen und 
sonstige Gegenstände, welchen einen Bezug, 
bzw. ein Tätigwerden des Beschuldigten für 
die DHKP-C belegen, Schriften, Abzeichen, 
Fahnen etc, auch soweit diese Unterlagen auf 
Datenträgern gespeichert sind. 

Der Beschuldigte steht im Verdacht, im In- 
ternet unter der Adresse www.dhke.de Schrif- 
ten der sogenannten DHKP/C zu verbreiten, 
obwohl diese, wie er weiß, mit Verfügung des 
Bundesministers des Inneren vom 
09.08.1998 als Ersatzorganisation der be- 
reits im Januar verbotenen Devrimci Sol ver- 
boten wurde. Verdacht eines Vergehens 
gemäß Paragraph 20 Vereinsgesetz. 

Zum Tatnachweis unterliegen die im Ru- 
brum bezeichneten Gegenstände der Be- 
schlagnahme als Beweismittel. Die Compu- 
teranlage, durch welche er entsprechende 
Schriften der DHKP C verbreitet hat, unter- 
liegt überdies der Beschlagnahme zum 
Zwecke der Sicherung ihrer zu erwartenden 
Einbeziehung als Tatmittel. 

Im Hinblick auf die Schwere der Tat, ins- 
besondere die deutschlandweite Verbreitung 
zahlreicher Schriften, sind die angeordnete 
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Durchsuchung sowie eventuelle Beschla- 
gnahmen auch verhältnismäßig. 


Mit dieser Aktion hat dieser Staat wieder ein- 
mal demonstriert, dass eine linke Gegenöf- 
fentlichkeit nicht geduldet wird und als mitt- 
lerweile schon übliche Prozedur eine Krimi- 
nalisierung stattfindet 

Mit dieser Beschlagnahme steht nun das 
Projekt „www.linkeseite.de“ vor dem Aus, da 
keine Mittel zur Anschaffung eines geeigne- 
ten PC etc vorhanden sind, zumal nun wohl 
auch noch weitere Kosten wie Anwalt etc auf 
mich zukommen 

Eine ausführliche Stellungnahme hierzu 
folgt demnächst, hab leider derzeit kaum ei- 
ne Möglichkeit, ins Netz zu kommen. 

Alle, die hier nun unterstützend tätig wer- 
den können und wollen, Infoshierzu bei lin- 
keseite Unterstützung oder aber über Handy 
0177-7917320 
„Niemand aber kann etwas dagegen haben, 
dass es helle wird in den Köpfen der Men- 
schen, als diejenigen, deren Interesse es ist, 
dass es dunkel darin sei und bleibe“ (frei zi- 
tiert) 


Keine Kriminalisierung linker Projekte 


Die Linke Seite ist ein nichtkommerzielles In- 
ternetprojekt mit dem Ziel, eine möglichst 
breite Öffentlichkeit zu schaffen, zu sensibi- 
lisieren, zu informieren und zu animieren. 

Derzeit ca. 20.000 Nutzer und etwa 80.000 
Seitenaufrufe pro Monat sowie fast 800 ein- 
getragene Newsletternutzer sprechen für 
sich. 


Text aus dem Knast 


: „GenossInnen - von hinter den Gittern 
; melde ich mich bei Euch und bitte euch, 
. diesen Text in einer näxten Ausgabe zu pu- 
 blizieren“ 


: In der Bundesrepublik Deutschland wird 
; zur Zeit häufig über Faschismus debattiert, 
; und die Regierung brandmarkt populi- 
: stisch den Nazissmus und geriert sich als 
 menschenfreundliche demokratische In- 
 stitution. 

Wie aber beispielsweise der Knastalltag 
; zeigt, in faschistischen deutschen Anstal- 
; ten wird der braune Mob vom Staat ge- 
- fördert und belohnt. 

:  Vorwenigen Wochen publizierte der Ar- 
< beitskreis  Kritischer Strafvollzug 
: (www.knast.net/aks) eine Studie mit dem 
. Titel „Rechtsradikalismus im bundesdeut- 
; schen Strafvollzug“ - pseudodemokrati- 
sche Anstaltsschergen behaupten, sie 
: würden konsequent gegen Nazis im Knast 
; vorgehen. Das Gegenteil ist der Fall. Na- 
` zis lassen sich Hakenkreuze tätowieren 
. und tragen diese offen, manchmal ernten 
sie Augenzwinkern des Personals, manch- 
~ mal nur Nichtachtung; Kritik aber unter- 


bleibt. Nazis kleben sich Hitler- und Hess- 
Bilder an die Zellenwand; bei Kontrollen 
wird dies nicht beanstandet. 

Als 2000 im Lager im baden-württem- 
bergischen Bruchsal ein Schließer plötz- 
lich eine Glatze trug und ich ihn fragte, 
ob er nun ein Skinhead sei, bejahte er die- 
se Frage. Hierauf wollte ich dem Verfas- 
sungsschutz einen Rechtsextremen Ver- 
dachtsfall melden; in einer konsternierten 
Aktion wurde dies vom Lagerleiter und 
seinem Gesinnungskameraden vom Land- 
gericht Karlsruhe vereitelt. Das heißt, of- 
fen faschistisch in Kampfstiefel und grü- 
ner Uniform auftretende Schließer werden 
von oben gedeckt. 

Nazis werden in deutschen Lagern über- 
wiegend bevorzugt, erhalten beliebte Ar- 
beiten, werden vom Personal mit faschi- 
stischer Literatur beliefert und werden für 
ihre Zucht und Ordnung belobigt. Ein be- 
sonderes Richter-Exemplar ist Herr H. vom 
Landgericht Berlin. Sich offensichtlich an 
die NS-Tradition dieses Gerichts erin- 
nernd, entschied er am 11.12.1998, Ak- 
tenzeichen 541 - Vollz. StVK 1259/98, dass 
ein faschistischer Gefangener natürlich 
seine NPD-Hetzblätter, Schriften und Auf- 
näher erhalten dürfe, da dies das „Grun- 
drecht der Informationsfreiheit“ fordere. 
Der zuständige Lagerleiter akzeptierte die- 


sen Beschluss gerne! Der Petitionsaus- 
schuss des Abgeordnetenhauses Berlin 
lehnte es Anfang 2001 ab, auf meine Pe- | 
tition hin, gegen diesen Richter und den 
Lagerleiter vorzugehen, da der Richter 
„Recht gesprochen“ habe. - 
Dies sind nur wenige Beispiele aus dem 
realen Lageralltag. Selbstverständlich | 
werden anarchistische und andere linke 
Gefangene schikaniert, ihnen werden po- 
litische Briefwechsel verboten (vgl. das 
Beispiel in der Roten-Hilfe-Zeitung 
1/2001, Seite 25). Ich selbst sitze seit Jah- 
ren in strikter Isolation, werde nur gefes- _ 
selt aus der Zelle geholt. Höhnisch ließ mir 
der Lagerleiter der JVA Bruchsal vor ein 
paar Wochen ausrichten, dass, solangeich _ 
den bewaffneten revolutionären Kampf 
befürworte, sich an der Isolation auch 
nichts ändere! ; 
Tod dem Faschismus! 
Kampf dem deutschen Regime! ; 
Thomas Meyer-Falk, JVA Bruchsal, März 
2001 F 


Thomas Meyer-Falk 
Zelle 3177 
Schoenbornstrasse 32 
76646 Bruchsal 
Germany 
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Wer einen Beitrag zur Deckung der laufen- 
den Kosten leisten möchte, kann dies unter 
angegebener Bankverbindung tun. 
BW-Bank Tübingen 

BLZ: 64120030 

Kontonummer: 1224938900 

Empfänger: Barthel 

Verwendungszweck DLS 

eMail: info@linkeseite.de 

Homepage: http://www.linkeseite.de 


Weitere Verschärfung der Isolations- 
haft von Nuri Eryüksel! 


Freiem Journalisten wird 
Besuchserlaubnis verweigert! 


Am 18.April verweigerte die Leitung der Ju- 
stizvollzugsanstalt Bochum dem freien Jour- 
nalisten einen beantragten Besuch bei dem 
dort inhaftierten Kulturverantwortlichen der 
Revolutionären Volksbefreiungspartei/Front 
(DHKP-C) Nuri Eryüksel. 

Zur Begründung wurde in dem Schreiben 
wahrheitswidrig angeführt, dass „der Jour- 
nalist Peter Nowak wegen Aufhängens von 
Plakaten der DHKPC... verurteilt worden sei 
und das gegen ihn ermittelt werde, verbote- 
ne Texte der DHKPC ins Internet gestellt zu 
haben. 

Tatsächlich sind beide Verfahren mittler- 
weile eingestellt worden, ohne dass es zu ei- 
nem Verfahren und einer Verurteilung ge- 
kommen ist. 

Der Journalist Peter Nowak hat sich in der 
letzten Zeit mehrmals in der Türkei aufge- 
halten und über die Situati- 
on der Menschenrechte in 
dem Land u.a. in den Tages- 
zeitungen junge Welt, Neu- 
es Deutschland, Frankfurter 
Rundschau und den Wo- 
chenzeitungen Jungle 
World und Freitag berichtet. 
Die Besuchsverweigerung 
stellt eine Beeinträchtigung 
seiner journalistischer Ar- 
beit dar. 

Mit der Entscheidung wird 
die Isolation gegen Nuri 
Eryüksel noch einmal ver- 
schärft. Der schwer sehbe- 
hinderte Mann ist einem 
Haftstatut unterworfen, dass 
in den 70er Jahren gegen 
Gefangene aus der Guerilla 
angewandt wurde. Besucher 
müssen sich bei der Durch- 
suchung teilweise auszie- 
hen, die Besuche gehen nur 
mit Trennscheibe vonstat- 
ten. 

Eryüksel Isolation ist drei- 
fach. Er wird 23 Stunde in 
seiner Zelle isoliert. Wegen 
mangelnder Sprachkennt- 
nisse kann er kein Radio 
hören. Obwohl seine Seh- 
kraft enorm geschrumpft ist, 
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wird ihm noch immer ein Vorleser verwei- 
gert. Mit der Besuchsverweigerung von Jour- 
nalisten soll verhindert werden, dass diese 
Haftmethoden einer kritischen Berichterstat- 
tung unterzogen werden. 

Peter Nowak, Berlin, den 30.04.01 


Pressemitteilung von Heidi Lippmann, 
PDS-MdB 


Tod nach Abschiebung aus 
Braunschweig 


Entgegen allen Warnungen wurde der 30- 
Jährige Kurde Jussein Daoud im Dezember 
2000 aus Braunschweig nach Syrien abge- 
schoben. Heute, am 3. Mai, erreichte mich die 
Nachricht vom syrischen Komitee für Men- 
schenrechte, dass Hefr Daoud im An- 
hörungszentrum „Firaa Filastin“ in Damas- 
kus zu Tode gefoltert wurde. Offiziell wurde 
diese Nachricht noch nicht bestätigt. Dieses 
ist nicht ungewöhnlich, syrischerseits gibt es 
in solchen Fällen weder Berichte noch Be- 
stätigungen. In vielen Fällen werden die Häft- 
linge an unbekannter Stelle beerdigt und ih- 
re Spuren verwischt. Ich bin erschüttert - falls 
Herr Daoud tatsächlich zu Tode gekommen 
sein sollte - sitzen die Verantwortlichen in 
Niedersachen. 

® Herr Daoud wurde 1995 nicht als politi- 
scher Flüchtlinge anerkannt, obwohl er auf- 
grund seiner politischen Aktivitäten in der 
demokratischen kurdischen Einheitspartei in 
Syrien einer massiven Gefahr an Leib und Le- 
ben unterlag. Es ist auch dem niedersächsi- 
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schen Innenminister Bartling bekannt, dass 
die Kriminalisierung und Verfolgung der ca. 
2,5 Millionen Kurden und Kurdinnen in Sy- 
rien tagtäglich stattfindet und dass alle ab- 
geschobenen Kurden und Kurdinnen inhaf- 
tiert und gefoltert werden. So dokumentiert 
u.a. amnesty international, dass in Syrien 
„Folter im großen Rahmen von Sicherheits- 
apparat und den verschiedenen Sicherheits- 
behörden ausgeübt wird“. 

e Auch wurden keine Abschiebungshin- 
dernisse „festgestellt“, obwohl jeder und je- 
de davon ausgehen musste, dass er nicht zu- 
letzt aufgrund seiner exilpolitischen Akti- 
vitäten ins Fadenkreuz des syrischen Ge- 
heimdienstes geraten war. So z.B. durch sei- 
nen Hungerstreik im sog. PROJEKT X in der 
ehemaligen Zentralen Anlaufstelle in Braun- 
schweig im letzten Jahr. Zusammen mit an- 
deren Flüchtlingen wollte er auf die dortigen 
katastrophalen und entwürdigenden Verhält- 
nisse aufmerksam machen. In diesem Zu- 
sammenhang wurde seine (Flucht-)Ge- 
schichte aufunzähligen Flugblättern und Ho- 
mepages von Flüchtlings- und Menschen- 
rechtsorganisationen dokumentiert, auch be- 
richteten unterschiedliche (Lokal-)Zeitun- 
gen. 

Anstatt ihm Schutz und Sicherheit zu ge- 
währen, wurde Herrn Daoud von der Be- 
zirksregierung Braunschweig unterstellt, sei- 
nen Mitwirkungspflichten nach dem Aus- 
ländergesetz nicht nachzukommen. Kurzer- 
hand wurde er dann im PROJEKT X „zur Be- 
schaffung von Heimreisedokumenten“ ka- 
serniert. Das Gegenteil war jedoch der Fall: 
Herr Daoud wollte seinen Mitwirkungs- 
pflichten nachkommen und korrespondierte 
u.a. mit seinem Bruder in Syrien, um Ori- 
ginaldokumente zu kommen. In einem Brief 
teilte ihm sein Bruder jedoch mit, dass es nicht 
möglich war, Papiere von den syrischen 
Behörden zu bekommen. 

„Ich weiß nicht, warum ich im Projekt X 
bin. Ich war in der syrischen Botschaft und 
sie haben mir bestätigt, dass ich aus Syrien 
bin. Sie wollen mir aber kein offizielles Do- 
kument ausstellen, da sie keine Kurden ha- 
ben wollen. Die deutschen Behörden glauben 
mir nicht, obwohl ich ihnen alle meine Pa- 
piere gegeben habe.“ (Zitat: Hussein Daoud 
während des Hungerstreiks) 

Trotzdem musste Herr Daoud im PROJEKT 
X verbleiben, von wo er in die Folterkeller 
und wahrscheinlich in den Tod abgeschoben 
wurde. Noch auf dem Flughafen wurde er 
vom syrischen Geheimdienst festgenommen. 

Ich fordere die niedersächsische Landesre- 
gierung auf, eine sofortige Untersuchung 
über das Schicksal des Herrn Daoud zu be- 
ginnen und sich - sollte er entgegen der Aus- 
sage des syrischen Komitees für Menschen- 
rechte noch am Leben sein - für seine Ent- 
lassung aus der Haft und seine Rückkehr in 
die Bundesrepublik einzusetzen. 

Darüber hinaus fordere ich die Landesre- 
gierung auf, niemanden nach Syrien abzu- 
schieben und die im PROJEKT X kasernier- 
ten Syrer umgehend zu entlassen. 

3.5.2001 
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Schweigen tötet! 


Am 1. Mai wurde im türkischen Parlament 
der $16 geändert und in einer neuen Form 
verabschiedet. Durch dieses Gesetz werden 
sozusagen soziale Räume geschaffen. Die- 
se Räume können nur die Gefangenen be- 
nutzen, die den Regelungen in den Ge- 
fängnissen gehorchen und ihre revolu- 
tionäre Identität leugnen. Revolutionäre 
Gefangene können diese Räume jedoch 
nicht benutzen. Die Gesetze werden als 
„Wiedergewinnung in die Gesellschaft“ be- 
nannt, das zeigt auch, welche Intention hin- 
ter den neuen Reformen steckt. 

Das Todesfasten wird mit den gleichen 
Forderungen fortgeführt. Die Änderungen 
und neu verabschiedete Gesetze dienen da- 
zu, die politische Identität der politischen 
Gefangenen zu vernichten. Den Scheinlö- 
sungen und den Reformen des Justizmini- 
sters zu glauben heißt, das Spiel vor dem 
19. Dezember zu wiederholen und ein neu- 
es Massaker zu bejahen. Den Gefangenen 
geht es darum, mit ihrer politischen Iden- 
tität einen politischen Gefangenen-Status 
in den Gefängnissen zu genießen. Das 
Grundproblem ist, ob die Gefangenen mit 
ihren revolutionären Gedanken in den Ge- 
fängnissen leben können oder nicht. 

Ohne die wirtschaftliche, militärische und 
politische Unterstützung durch die bundes- 
deutsche Regierung und die USA könnte 
sich dieses Mord und Folterregime in der 
Türkei nicht länger an der Macht halten. 
Das Nichtverhalten der Regierung ermög- 
licht es dem türkischen Staat, an ihrer Ver- 
nichtungspolitik gegenüber den politischen 


In Memoriam Gülsüman Dönmez 


gefallen am 147. Tag des Todesfa- 
stens am 9. April 2001 in Istanbul 


Die Teilnehmer der IKM- 
Delegation vom Novem- 
ber 2000 

Ilse Schwipper, 

Peter Nowak, 

Rene Fuhlbrügge 


am abend vor der abreise 
der deutschen delegation 
am 9.11.2000 fand ein ab- 
schiedsfest für gül und 

į andere statt, kurdische ar- 

| beiterkampflieder und - 
tänze. die herzliche at- 
mosphäre beeindruckte, f 
aber besonders die ! 
10Ojährige tochter. die 
beim tanzen in die runde 
rief: mit 15 jahren werde 
ich revolutionärin. 

| Ilse Schwipper 


Gefangenen festzuhalten. Die SPD-Bünd- 
nis90/Grünen-Regierung macht durch ihre 
Taten deutlich, dass sie nicht auf der Seite 
der Menschenrechte gegen Folter, Mord 
und Isolationshaft steht, sondern an der 
Seite des türkischen Regimes. So setzte sie 
sich vehement auf EU- und G7-Ebene und 
gegenüber IWF und Weltbank für Kredite 
an die Mitten in einer Wirtschaftskrise 
steckende Türkei ein, ohne dies mit der Ein- 
haltung von Menschenrechtskriterien zu 
verknüpfen. Die Kriterien, die für diese am 
Wochenende beschlossenen 10 Mrd. Dollar 


Gülsüman Dönmez, unsere liebe rote Ro- 

se, ist in unserem gemeinsamen Kampf ge- 

gen Isolation, Ausbeutung und Unter- 

drückung, aus Solidarität mit anderen, oh- 
ne sich selber zu schonen, 
durch die Verhältnisse er- 
mordet worden. Wir werden 
gemeinsam mit vielen ande- 
ren weiterkämpfen, für Dich 
und alle Anderen, Du Rose, 
Dein Tod wird nicht umsonst 
sein. Du bist unsterblich. 
Rene Fuhlbrügge 


Sie kämpfte für das Leben 


und die Freiheit Tausender 


Gefangener und verlor dabei $ 


ihr eigenes Leben! 
„und könnte uns doch die 


freude, mit allen anderen zu | 


leben, genügen, dem pack 
das messer zu brechen“ (aus 
kamalatta von christian 
geissler) 

Peter Nowak 


Studenten in Istanbul gegen die mörderische Politik der Re 


es 


gierung 


Kredite gelten, sind die, einer weiteren wirt- 
schaftlichen Liberalisierung der Türkei, auf 
der Grundlage der Ausbeutungs- und Aus- 
verkaufs-Kriterien von IWF und Weltbank, 
die von weiten Teilen der türkischen Be- 
völkerung abgelehnt werden. Außerdem 
empfing Außenminister Fischer im März 
seinen türkischen Amtskollegen Cem, so- 
wie den Staatspräsidenten Sezer, ohne ein 
öffentliches Wort über die Menschenrecht- 
situation in der Türkei zu verlieren. 

Auf der anderen Seite verhindern die 
Herrschenden gezielt, dass in Deutschland 
über das Vorgehen des türkischen Regimes 
gesprochen wird. 

- So weigerte sich der sogenannte Men- 
schenrechtsausschuss des Bundestages, 
VertreterInnen einer türkische Menschen- 
rechtsorganisation zu empfangen. 

- Angehörigen der politischen Gefangenen 
in der Türkei wurde vom deutschen Gene- 
ralkonsulat in Istanbul die Einreisevisa ver- 
weigert. Sie wollten auf Veranstaltungen 
über die Situation ihrer Söhne und Töchter 
in den türkischen Gefängnissen berichten. 


Die hungerstreikenden bzw. todesfastenden 
Gefangenen wehren sich nun seit fast 200 
Tagen mit ihrem letzten Mittel - mit ihrem 
Leben - gegen die Isolation. 


28 Gefangene wurden bei der 
Mintüroperalion vom 19%.-22. 
Dezember ermordet, 

20 weitere Gelungene und Äs- 
gehörige sind im Todesfusten 
ums Lepen gekommen, 


IKM (gekürzt) 


Protestaktionen gegen 
die Isolationshaft und 
das Sterben in den tür- | 
kischen Gefängnissen 


Kazim Gülbag (37) hat sich aus 
Protest verbrannt. Vor dem Ge- 
fängnis Regenburg hatte er ein 
Transparent mit der Aufschrift 
„Ich protestiere gegen den fa- 
schistischen türkischen Staat und 
das Massaker in den Gefängnis- 
sen“ aufgehängt, sich mit Benzin 
übergossen und selbst angezün- 
det. Mit einem Hubschrauber 
wurde er ins Krankenhaus trans- 
portiert. Dort erlag er am 24. April 
seinen ..Verbrennungen. Kazim 
Gülbag war in der Türkei in der 
StudentInnenvereinigung IYÖ- 
DER und der Jugendorganisation 
Dev Genc aktiv. 1993 beantragte 
er politisches Asyl in der BRD. 


Am 21.4. besetzten DETUDAK- 
Mitglieder und Angehörige von 
Gefangenen das schwedische 
Konsulat und das SPD-Büro in 
Stuttgart. 

Eine 20-köpfige DTUDAK- 
Gruppe besetzte in Köln den Köl- 
ner Dom. Vom höchsten Punkt 
des Domes ließen sie ein Trans- 
parent mit der Aufschrift „Isohaft 
ist Mord“ herab und forderten ein Gespräch 
mit dem obersten Pfarrer des Domes. 

In Bielefeld fand eine Demonstration 
statt, die von der Plattform „Solidarität mit 
den politischen Gefangenen“ unter Beteili- 
gung von 350 Personen organisiert wurde. 

Zahlreiche Gruppen, Personen, Rechtsan- 
wälte und verschiedenste alternative Ein- 
richtungen und Betriebe aus Hamburg ver- 
öffentlichten eine Anzeige „Solidarität mit 
dem Hungerstreik in der Türkei“ in der taz 


und drei Tage hintereinander auf türkisch 
in der „Özgür Politica“ 

Ein „Solidaritätskomitee für die Todesfa- 
stenden“ in türkischen Gefängnissen hat 
am 23.4. das Parteibüro von Bündnis 90/Die 
Grünen in Bremen besetzt. Mit dieser Ak- 
tion sollte die Aufmerksamkeit der Öffent- 
lichkeit auf das Sterben in türkischen Ge- 
fängnissen gelenkt werden, die Grünen 
wurden aufgefordert, Druck auf „ihren“ 
Außenminister zu machen. 

Auch in Ham- 
burg besetzten tür- 
kische und deut- 
sche Unterstützte- 
rinnen mit der 
gleichen Intention 
das Büro der GAL 
(Bild). Vom GAL- 
Büro aus konnten 
die BesetzerInnen 
einem Vertreter des 
Auswärtigen Am- 
tes telefonisch 
ihren Protest über- 
mitteln. 


Stuttgart: Repression 
gegen Menschen- 
rechtsaktivisten 


22 türkische und kurdische 
Menschenrechtsaktivisten in 
Stuttgart-Stammheim im 
Hungerstreik 


Die Staatsanwaltschaft Stutt- 
gart will 22 türkische und kur- 
dische AktivistInnen wg. eines 
Besuchs der Landes-SPD im 


Li Schnellverfahren bis zu 8 Mo- 


, hate ins Gefängnis stecken. 
Die Betroffenen sitzen zur Zeit 
im Isolationsgefängnis 
Stammheim in Einzelhaft und 
sind gg ihre Kriminalisierung 
und aus Solidarität mit den 
politischen Gefangenen in der 
Türkei in den Hungerstreik ge- 
treten. 
Bitte schnellstens Protestfaxe 
schicken!!! 
SPD Stuttgart Fax-Nr. 0711- 
619 36 29 
Staatsanwaltschaft Stuttgart 
| Fax-Nr. 0711-921 33 00 
Als Anlage ist unsere Prote- 
sterklärung angefügt. 
Bündniss für internationale 
Solidarität, Nürnberg. 


Vorschlag für ein Protestfax: 


Protesterklärung 

Am 20. April 2001 besuchten 22 türkische 
Menschenrechtsaktivisten in Stuttgart die 
Geschäftsstelle der Landes-SPD, um in die- 
sem öffentlichen Raum auf die dramatische 
Situation der politischen Gefangenen in der 
Türkei hinzuweisen und sie aufzufordern, 
sich dafür einzusetzen, daß nicht noch mehr 
Hungerstreikende sterben. Die SPD wurde 
ausgewählt, weil sie als Regierungspartei 
den türkischen Staat z.B. durch Hermes- 
bürgschaften und Kredite unterstützt. Da- 
mit trägt sie eine politische Mitverantwor- 
tung für die harte Haltung der aus Links- 
nationalisten und Faschisten bestehenden 
türkischen Regierung und der hinter ihr ste- 
henden Militärjunta. 

Der Protest verlief friedlich. Er wurde 
durch ein unverhältnismäßig hartes Vorge- 
hen von Polizei und Justiz beendet, ovwohl 
schon eine Einigung über die Beendigung 
der Aktion erfolgt war. Trotzdem stellte die 
SPD Strafantrag, was zur Folge hatte, dass 
alle Beteiligten der friedlichen Protestakti- 
on sofort in Einzelhaft in das berüchtigte 
Isolationsgefängnis Stammheim kamen 
und ihnen im Schnellverfahren der Prozess 
gemacht wird. 

Die Gefangenen sind in Stammheim so- 
fort in den Hungerstreik getreten. 

Durch die Schnellverfahren, die am 
27.04. beginnen, sind ihre Möglichkeiten 
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der Verteidigung massiv eingeschränkt. 
Laut Staatsanwaltschaft drohen ihnen acht 
Monate Haft wegen Nötigung und Haus- 
friedensbruch. 

Die Wohnungen der Verhafteten wurden 
in deren Abwesenheit durchsucht. An- 
gehörigenbesuche werden auf längere Zeit 
von der Gefängnisleitung unterbunden. 


Wir fordern die sofortige Freilassung aller 
bei dieser Protestaktion Verhafteten und 
die Einstellung sämtlicher Verfahren in die- 
sem Zusammenhang! Von der SPD fordern 
wir die Zurücknahme des Strafantrags so- 
wie auf die Türkei Druck auszuüben, damit 
die Forderungen der hungerstreikenden 
politischen Gefangenen erfüllt werden. 
Keine Kriminalisierung berechtigter demo- 
kratischer Proteste! 


todesfastenden Gefangenen . 
‚und Frag: in der Törkischen 
Republik! | 
| In Solidarität mit deni Todesfasten der tür- 
kischen und kurdischen Gefangenen in 
der Türkischen Republik wurde am 20.4. 
in Barcelona i im Rahmen einer Soliveran- 
staltung der Film „Blut und Feuer“ über 
die Massaker vom 20. Dezember 2000 le 
zeigt 
< Am 21.4. wurde auf der Placa San Jau- 
me eine Kundgebung durchgeführt, an der 
ca. 25 Leute teilnahmen. —— 

“Die Gefangenen aus GRAPO und PCE r) 
treten vom 23. April bis voraussichtlich 
-28. Mai in einen Solidaritätshungerstreik. 
Solidarität, Liebe und Kraft den ma 


CILS, Barcelona 22.4.01 a 


Herzlichen Glückwunsch ! 
Zum 40. Geburtstag von 
Leyla Zana am 3. Mai 


Es ist bereits der siebte Geburtstag von Ley- 
la Zana hinter den Mauern des Zentralge- 
fängnisses von Ankara. Nichts deutet dar- 
auf hin, dass sich an ihrer Situation irgend 
etwas ändert. Die wirtschaftlicheKrise in der 
Türkei, die rücksichtslose Haltung der Re- 
gierung gegenüber den hungerstreikenden 
Gefangenen und ihr starres Festhalten an 
der Ignoranz gegenüber einer Lösung des 
Kurdistan-Konflikts Politik, sprechen da- 
gegen. 

Am 8. Dezember 1994 verurteilte das 
Staatssicherheitsgericht die kurdische Poli- 
tikerin Leyla Zana wegen Hochverrats, Se- 
paratismus und angeblicher PKK-Mitglied- 
schaft zu 15 Jahren Gefängnis. Die Staats- 
anwaltschaft hatte die Todesstrafe gefor- 
dert. In einer Blitzaktion wurde zuvor am 2. 
März 1994 die parlamentarische Immunität 
der kurdischen Abgeordneten und die wei- 
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terer kurdischer Kollegen aufgehoben. Ihr 
„Verbrechen“: Als erste kurdische Abge- 
ordnete und eine von acht Frauen unter 450 
Männern tat Leyla Zana nach ihrer Wahl ins 
türkische Parlament im Jahre 1991 etwas 
Ungeheuerliches: der türkischen Eidesfor- 
mel auf die Verfassung fügte sie in türki- 
scher und kurdischer Sprache hinzu: „Ich 
zwar gezwungen, die verlangten Forma- 
litäten zu erfüllen. Ich kämpfe für das brü- 
derliche Zusammenleben des kurdischen 
und des türkischen Volkes unter demokra- 
tischen Bedingungen.“ Mit diesen beiden 
Sätzen und weil sie während der Vereidi- 
gungszeremonie ein Stirnband in den kur- 
dischen Farben rot-gelb-grün trug, hatte sie 
sich den abgrundtiefen Hass der Mehrheit 
der Parlamentarier zugezogen. Aufgrund 
dieses Ereignisses gab es allen Ernstes im 
Parlament eine Debatte um eine Verände- 
rung der Ampelfarben. 

Durch ihren beharrlichen Kampf für die 
politischen, sozialen und kulturellen Rech- 
te des kurdischen Volkes und eine friedliche 
Lösung des Kurdistan-Konflikts war Leyla 
Zana ins Fadenkreuz der Sicherheitskräfte 
geraten. Ihr Name stand weit oben auf ei- 
ner schwarzen Liste der Staatsfeinde. Auf- 
grund ihrer politischen Aktivitäten wurde 
sie 1988 verhaftet und schwer gefoltert. Un- 
ter den Folgen dieser Folter hat sie bis heu- 
te zu leiden. In den Schießständen von Po- 
lizei und Spezialeinheiten benutzten sie ihr 
Foto als Zielscheibe. 1993 entkam sie zwei 
Attentaten. 

In den letzten Jahren gab es zahlreiche in- 
ternationale Bemühungen um eine Freilas- 
sung von Leyla Zana und ihrer Kollegen. 
Für ihren Mut, gegenüber dem Unrecht am 
kurdischen Volk nicht zu schweigen, erhielt 
sie mehrere internationale Friedenspreise, 
so im Jahre 1996 den Sacharow-Preis vom 
Europäischen Parlament. 

Immer wieder hat Leyla Zana ihre allei- 
nige Freilassung abgelehnt mit der Begrün- 
dung, dass sie nur zusammen mit allen an- 
deren politischen Gefangenen in Freiheit 
kommen will. 

Auch der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte befasst sich mit den Ver- 
fahren von Leyla Zana und fünf ihrer Kol- 
legen: Am 26. November 1997 verurteilte 
er die Türkei zur Zahlung einer Entschädi- 
gung von rund 84.000 DM an die sechs kur- 
dischen Abgeordneten. Beanstandet wur- 
den die Umstände der Verhaftung und die 
Dauer des Polizeigewahrsams. In weiteren 
Verfahren sollen die Verletzung des Rechts 
auf freie Meinungsäußerung und die ‘Un- 
abhängigkeit’ des Staatssicherheitsgerichts- 
hofes geprüft werden. 

Wir rufen dazu auf, die Bemühungen zur 
Freilassung von Leyla Zana und aller poli- 
tischen Gefangenen fortzusetzen. Dies ist 
gerade vor dem Hintergrund der dramati- 
schen Entwicklungen um die Einführung 
der F-Typ-Isolationsgefängnisse und der 
zahlreichen Toten im Kampf dagegen ein 
dringendes Anliegen. 

Fraueninitiative Freiheit für Leyla Zana 


Griechenland 


Brief von zwei inhaf- 
tierten Anarchisten 


Am 9. März 2001 wurden 2 Anarchisten in 
Salonico (Griechenland) ohne Beweislage 
verhaftet. Ihnen werden Brandanschläge ge- 
gen jene vorgeworfen, die direkt verant- 
wortlich an der Ermordung des 3 Jahre al- 
ten Panagiotis Vasilelis aus Mitilini sind. Die 
Polizei hat DNA-Proben von unseren zwei 
Genossen genommen, selbstverständlich oh- 
ne deren Einverständnis. Hier der Brief, den 
sie nach ihrer Verhaftung verschickt haben. 

Am 8. März 2001 wurden 3 selbstgebaute 
Sprengsätze vor 2 Banken und einem Fern- 
sehsender in Salonica platziert. Nur wenige 
Stunden später werden die beiden Anarchi- 
sten T. FOURLIS und T. GINALAS verhaftet 
und als Urheber dieser Sprengsätze beschul- 
digt. Ihre Verhaftung kam deshalb zustande, 
weil ein Polizist die beiden Anarchisten an- 
scheinend gesehen hat, wie sie sich „ver- 
dächtig“ in der unmittelbaren Umgebung des 
Tatortes aufgehalten hatten. Während der 
Verhaftung wurden den beiden Aktivisten 
Haare abgenommen zwecks DNA-Analyse. 
Diese repressive Maßnahme wurde unlängst 
in Griechenland durch die neuen Anti-Ter- 
ror-Gesetze eingeführt (die maßgeblich auf 
Druck der USA in Kraft traten). 

Eine bürgerliche Tageszeitung hat am dar- 
auffolgenden Tag behauptet, die beiden An- 
geklagten hätten gestanden, was in keiner 
Weise stimmt. Am 13. März 2001 wurden die 
beiden Anarchisten dann in den Knast über- 
stellt. 

Die griechischen Behörden benutzen seit 
zirka 2 Jahren immer wieder die gleichen 
Taktiken, um politische GegnerInnen ver- 
haften zu können, nämlich indem sie ein- 
fach behaupten, die TäterInnen wiederer- 
kannt zu haben. Auf diese Weise versuchen 
sie, die mangelnde Kooperationsbereitschaft 
der Bevölkerung mit den Staatsbüttel zu 
kompensieren. 

Der Staat ist der einzige Terrorist!!! 
Sofortige Freilassung der Anarchisten Four- 
lis und Ginalas !!! 

Solidarität mit jenen, die gegen den Staat und 
seine Maschinerie kämpfen !!! 


Von: Anarchists’ Coil, Athen, 3. April 2001 


Sie sprechen von zerbrochenen 
Fensterscheiben ... wir sprechen 
von Leben! 


„Wir werden seit dem 13. März 2001 im Ge- 
fängnis von Diabaton festgehalten und an- 
geklagt, am 8. März 2001 Brandanschläge 
auf die Nationalbank, das Gesundheitsmini- 
sterium und ‚Star Channel’ verübt zu haben. 
Die einzigen Beweisstücke gegen uns sind 
die Aussagen von zwei Polizisten, die ver- 
suchen, uns mit lächerlichen Beschuldigun- 


gen für die oben genannten Anschläge ver- 
antwortlich zu machen. Sie wissen ganz ge- 
nau, dass wir als Anarchisten nie (nicht ein- 
mal für eine Sekunde) daran gedacht haben, 
den Widerstand aus der Gesellschaft gegen 
deren MörderInnen zu verurteilen. Die Poli- 
zei hat es geschafft, uns einzuknasten (weil 
wir für sie durch unsere sozialen Aktivitä- 
ten ein Problem darstellen). Unter Bedin- 
gungen, die jenen der Militärdiktatur 
ähneln, haben sie uns über 20 Stunden lang 
verweigert, Kontakt mit einem Anwalt auf- 
nehmen zu dürfen, uns in strikter Isolati- 
onshaft gehalten, DNA-Proben von unseren 
Haaren entnommen und uns unter ent- 
führungsähnlichen Konditionen zum Ge- 
richt gebracht (in Geheimhaltung und über 
einen unterirdischen Parkplatz, so dass wir 
keinen Kontakt zu unseren GenossInnen 
draußen hatten). Gleichzeitig haben sie be- 
tont, dass die Täter der Anschläge inhaftiert 
werden müssen, damit die Gesellschaft die 
derzeitigen sozialen Geschehnisse vergisst. 
Und dies ist ihnen gelungen! Die Polizei war 
sehr produktiv in dieser Zeit! Das methodi- 
sche Vorgehen der Polizei, um ihre Bosse zu 
schützen, hat einwandfrei funktioniert. Wir 
wussten von Anfang an, dass wir als ‚Schul- 
dige und ‚Gesetzlose’ angeklagt werden 
würden. Selbstverständlich haben wir nieer- 
wartet, dass die Staatsanwältinnen und den 
ErmittlerInnen anders handeln würden, zu- 
mal sie all die menschlichen Leben, die aus- 
gebeutet werden, nie in Betracht gezogen 
haben. Diese ‚RichterInnen der menschli- 
chen Freiheit’ kümmern sich nicht um die 
alltäglichen MörderInnen und Verbrechen 
um uns herum (Industrieunfälle, Drogen- 
morde, Obdachlose, Kinderausbeutung, 

Mord an ImmigrantInnen usw.). Alles, um 

was sie sich sorgen, ist die anständige Aus- 

führung ihrer Pflichten, was nichts anderes 
ist wie das Gehorchen der oberen Zivil- und 

Polizeiautoritäten. Um ihre Rolle und Posi- 

tion zu sichern, haben sie uns genau dafür 

eingekerkert, woraus wir nie einen Hehl ge- 
macht haben: 

- Dass wir hier auf Seiten der Verdammten 

stehen. 

Dass wir unser Leben und unsere Würde 

verteidigen, aber auch das Leben und die 

Würde aller Unterdrückten. 

Dass wir uns ihren Gewehren und ihrem 

Geld nie ergeben haben. 

- Dass wir nie daran geglaubt haben, dass 
es in dieser Gesellschaft auch nur eineN 
Richterin, PolizistIn, Reiche(n) gibt, der die 
Hand beißen würde die ihn/sie füttert, 
ganz zu schweigen davon, dass sie wissen 
würden, was Begriffe wie „Wahrheit“, 
„Würde“, „menschliches Wesen“, „Leben“ 
bedeuten. 

- Dass wir Anarchisten sind, was bedeutet, 
dass wir die Untergrabung der unter- 
drückenden Strukturen dieser Gesellschaft 
wünschen und suchen, indem wir die Ty- 
rannInnen jeden Tag bekämpfen. Wir wei- 
gern uns auch, gegen die Bevölkerung zu 
kämpfen und sie zu betrügen. Wir ver- 
weigern uns auch als PartnerInnen in der 


alltäglichen Ausrottung und Demütigung 
der unteren sozialen Klassen, der Degra- 
dierung vom menschlichen Verstand und 
Körper, der gewalttätigen Unterdrückung 
der „anderen“, „AusländerInnen“, „Ano- 
nymen“ und der Verstümmelung der Ar- 
beiterInnen. Wir lassen uns nicht durch 
unsere „Kriminalisierung“ einschüchtern. 
Wir sind hier, um zu kämpfen, unser Le- 
ben zu verteidigen und all das jener Indi- 
viduen, die in ihre blutigen Hände fallen. 


IN DEN KERKERN DER POLIZEIHAUPT- 
QUARTIERE UND UNSEREN GEFAENGNIS- 
ZELLEN WÄCHST UNSERE WÜRDE UND 
WIRD STÄRKER UND STÄRKER, IM GE- 
GENSATZ ZU IHREN LÄCHERLICHEN, 
BLUTBESUDELTEN BÜRORÄUMEN. 


All jenen die glauben, dass wir unsere Über- 

zeugung durch die Inhaftierung verkaufen 

werden, geben wir beiden die Antworten, die 

wir nur zu gut kennen: 

- Wenn Morde an ArbeiterInnen als „Indu- 
strieunfälle“ bezeichnet werden 

- Wenn das System zur Herstellung von 
loyalen Subjekten als „Erziehungswesen“ 
bezeichnet wird 

- Wenn Metzgereien als „Krankenhäuser“ 
bezeichnet werden 

- Wenn allgemeine Vergiftung durch che- 
misches Essen und genetisch veränderte 
Produkte als „Fortschritt in der Wissen- 
schaft“ bezeichnet wird 

- Wenn Hirnwäsche und Lobotomie als 
„Massenmedien“ bezeichnet wird 

- Wenn Hungerpensionen als „Sozialhilfe“ 
bezeichnet werden 

- Wenn Informieren als großer Beitrag zur 
sozialen Sicherheit angesehen wird 

- Wenn Knäste und psychiatrische Kliniken 
als „Sicherheit der ZivilistInnen“ betitelt 
werden 

- Wenn der gegenwärtige Gott „Geld“ ge- 
nannt wird 


DANN WAR UND WIRD UNSERE EINZIGE 
MOEGLICHKEIT DER AKTIVE UND STETI- 
GE WIDERSTAND SEIN. KEIN SCHRITT ZU- 
RUECK! 

SOLIDARITAET MIT DEN INHAFTIERTEN 
KÄMPFERIiNNEN A. LESPEROGLOU, S. SEI- 
SIDIS UND ALL JENEN, DIE DEM SYSTEM, 
DAS UNSER LEBEN STIEHLT, WIDERSTE- 
HEN! 

Thomas Fourlis, Thodoris Ginalas 

15. März 2001 


Gegen Antiterrorgesetz und 
Kriminalisierung im spani- 
schen Staat: 


Solidarität mit 
den politischen 
Gefangenen ! 


Im Januar diesen Jahres wurden Diego 
Sanchez und Zigor Larredonda aus der ka- 
talanischen Unabhängigkeitsbewegung 
verhaftet. Hintergrund dieser Festnahmen 
sind die Verhaftungen zweier BaskInnen in 
Barcelona, die angeblich Teil des neuen 
ETA-Kommandos Barcelona waren und die 
unter Anwendung des Antiterrorgesetzes 
fünf Tage auf dem berüchtigten Kommis- 
sariat in der Via Laietana gefoltert wurden. 

Im Laufe der Ermittlungen wurden wei- 
tere 10 Leute aus der katalanischen Linken 
festgenommen. Gegen acht von ihnen wur- 
de das Antiterrorgesetz angewendet. Daher 
wurden sie dort bis zu fünf Tagen festge- 
halten und zT. physisch und psychisch ge- 
foltert und stark unter Druck gesetzt. Fünf 
der Verhafteten wurden nach Madrid ge- 
bracht und nach einer Anhörung vor der 
Audiencia Nacional (Sondergerichtshof) 
wieder freigelassen, zwei von ihnen unter 
Auflagen. Die anderen drei wurden ohne 
Auflagen freigelassen. 

Diego war festgenommen worden, nach- 
dem er in den Medien als weiteres Mitglied 
des Kommandos Barcelonas gesucht wur- 
de und sich daraufhin freiwillig dem Ge- 
richt in Barcelona stellen wollte, um den 
Vorwürfen zu begegnen. Er wurde drei Ta- 
ge lang gefoltert, dann nach Madrid ge- 
bracht und ist seitdem in Haft. Ihm wird 
nach wie vor Mitgliedschaft im ETA-Kom- 
mando Barcelona vorgeworfen. Die einzi- 
gen Beweise gegen ihn sind seine eigene 
Aussage, die er unter Folter gemacht und 
inzwischen widerrufen hat, sowie seine an- 
geblichen Fingerabdrücke auf einer Fla- 
sche, die in der Wohnung des Kommandos 
gefunden wurden. Diego hat dazu ausge- 
sagt, dass er sie einer Kommilitonin ge- 
schenkt hat; diese ist eine der beiden Fest- 
genommenen aus dem Kommando. 

Zigor Larredonda präsentierte sich eben- 
falls freiwillig, allerdings vor dem Sonder- 
gerichtshof in Madrid, um so seiner sicheren 
Folter zu entgehen. Er war bereits 1995 fest- 
genommen, fünf Tage unter Antiterrorgesetz 
gefoltert und danach ohne Auflagen freige- 
lassen worden, als das damalige Kommando 
Barcelona festgenommen worden war. In der 
Presse wurde auch er jetzt, unter Verdrehung 
aller Tatsachen, als „langjähriger ETA-Ter- 
rorist“ präsentiert, aber letztendlich wird er 
wegen „Unterstützung“ angeklagt. Der ein- 
zige Beweis gegen Zigor ist die unter Folter 
gemachte Aussage Diegos, die dieser mitt- 
lerweile widerrufen hat. 
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Antiterrorgesetz und politische 
Verfolgung 


Einmal mehr wird hier deutlich, dass das 
Antiterrorismusgesetz ein Ermittlungspa- 
ragraf ist, der dazu dient, Leute aus ver- 
schiedenen politischen Spektren bis zu fünf 
Tagen festzuhalten, Informationen oder 
falsche Geständnisse unter Folter zu er- 
pressen um hinterher einzelne Personen, 
Kollektive oder ganze Bewegungen zu kri- 
minalisieren. Im Verlauf der Verhaftungen 
wurden u.a. Teile der HausbesetzerInnen- 
bewegung, die Komitees für die Freilassung 
der Gefangenen (z.B. für Benjami) oder in 
Solidarität mit der baskischen Bewegung, 
öffentlich als Unterstützer von ETA be- 
zeichnet. Die Verhaftungen von Diego und 
Zigor sind ein Angriff auf die gesamte lin- 
ke und revolutionäre Bewegung. Seit der 
Verhaftung von Diego und Zigor hat sich 
in Katalonien eine kontinuierliche und brei- 
te Kampagne für deren Freilassung und ge- 
gen das Antiterrorgesetz entwickelt, die mit 
der Konstituierung der Koordination rescat 
im April organisatorischen Charakter an- 


Angesichts der Schließung von Ardi 
- Beltza (Schwarzes Schaf) erklären 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter der baskischen Zeitschrift 


: Der spanische Richter Baltasar Garzón hat 
uns seine Intention angekündigt, Ardi 
: Beltza (Schwarzes Schaf) zu schließen, bzw. 
: die Aktivitäten auszusetzen. Es ist das drit- 
; te Kommunikationsmedium das von dieser 
: Person geschlossen wird. Ein trauriger Ver- 
: dienst, nur vergleichbar mit Handlungen in 
 Bananenrepubliken oder Diktaturen. 

: Die Schließung von Ardi Beltza ist das 
- Ergebnis einer langen Kampagne der Kri- 
: minalisierung des Direktors, Pepe Rei und 
der Zeitschrift. Sie wurde vorbereitet durch 
~ einige Medien, die besonders eng mit der 
spanischen Rechten verbunden sind und in 
- Übereinstimmung mit der Zentralregierung 
; der Volkspartei (PP) handeln. 

-Es sind aber genau diese Medien, die Zy- 
: nischerweise eine fehlende Redefreiheit im 
- Baskenland anprangern. Während die in 
_ einfacher Form so an den Profiten der 
; Mächtigen teilhaben, finden sich Hunder- 
; te Arbeiterinnen und Arbeiter der ge- 
- schlossenen Medien in der Arbeitslosigkeit 
; wieder, weil deren Arbeitstellen geschlos- 
: sen wurden. Einige Journalisten, wie unser 
: Chef und andere werden zum Schweigen 
; gebracht, in dem sie in den Kerkern ver- 
; schwinden. 

| Unser einziges Verbrechen besteht darin, 
_ eine andere inhaltliche Linie zu vertreten, 
als viele spanische Medien, die mit dem 
_ eindimensionalen reaktionären Denken 
- verbunden sind. Das Vorgehen ist armselig 
und grausam und stammt aus der Franco 
. Diktatur, die in diesen Handlungen fortlebt. 
: Wir erwarten und wollen nichts von ih- 
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genommen hat. Rescat hat sich zur Aufga- 
be gemacht, alle Personen, die aktiv gegen 
die Herrschafts- und Ausbeutungsverhält- 
nisse kämpfen, juristisch, finanziell und po- 
litisch zu unterstützen, also Antirepressi- 
onsarbeit ähnlich der Roten Hilfe zu ma- 
chen. Des weiteren sollen die Verhältnisse 
im Knast sowie die Folter unter dem Anti- 
terrorgesetz öffentlich gemacht und 
bekämpft werden. 

Im Laufe der Kampagne gegen das Anti- 
terrorgesetz wurden vielfältige Aktivitäten 
durchgeführt, u.a. Anfang März eine Demo 
mit über 3000 Personen und ein Solikon- 
zert für die Gefangenen, zu dem über 1000 
Leute kamen und dem eine gut besuchte 
Veranstaltung voranging. 

Mittlerweile eingeschlossen in diese 
Kampagne ist auch Benjamí Ramos, der 
1995 in Berlin wegen angeblicher Unter- 
stützung des damaligen Kommandos Bar- 
celona festgenommen, 1996 an den spani- 
schen Staat ausgeliefert und dort in einer 
Prozess-Farce zu über 11 Jahren Knast ver- 
urteilt wurde. Benjamí ist haftunfähig, sein 
Gesundheitszustand ist äußerst kritisch und 
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nen. Doch mehr als ihr Vergnügen darüber, 
dass eine abweichende Stimme ausge- 
schaltet wird, beunruhigt uns, dass kom- 


plizenhafte Schweigen vieler Journalisten 


angesichts dieser neuen Gewalttätigkeit ge- 
genüber der Freiheit der Rede und der Ge- | 
danken. , 


Neben der ethischen Schandtat, die die- 


se stille Einwilligung bedeutet, verbirgtsich 
in den Handlungen der faschistoiden Poli- 


tiker und Richter eine latente Gefahr. Ardi _ 


Beltza wird mittels der Aktionen der ETA | 
verteufelt, doch schon morgen werden sie 
andere Vorwände für ihr Handeln finden, 
um gegen die vorzugehen die von ihren to- 
talitären Vorstellungen abweichen. Deut- | 
lich wird dies schon jetzt darin, wie be- _ 
stimmte Vorgänge in den privaten oder öf- 
fentlich rechtlichen Medien dargestellt | 
werden, die ihnen gehören oder über die sie 
bestimmen. 

Von hier aus kündigen wir unsere Be- 
reitschaft an, weiter für die Redefreiheit 
einzutreten. Dies fordert unser Bewusstsein _ 
und die Verpflichtung gegenüber unserer 
Bevölkerung, und gegenüber und den vie- _ 
len tausend Menschen die trotz der Unter- _ 
drückung für die Freiheit in einem freien | 
Land eintreten. 

Deshalb werden wir uns die Freiheit neh- | 
men und weiter machen. Wir werden über 
das korrupte Getriebe informieren, das den 
juristisch-medialen Zirkel antreibt, ausdem _ 
die täglich dekadenter und korrupter agie- | 
rende spanische Bourbonendemokratie be- _ 
steht. 
Die Arbeiterinnen und Arbeiter von Ardi 
Beltza am 29.04.2001 


Unterschriften bitte an baietz.es-unsubscri- 
be@listbot.com \ 
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zudem hat er seit August letzten Jahres 3/4 
der Strafe abgesessen. Da der spanische 
Staat jedoch an den politischen Gefange- 
nen ein Exempel statuieren will, bleiben 
über 100 von ihnen, die nach 3/4 draußen 
sein müssten, ebenso im Knast wie über 30 
haftunfähige Gefangene. Dieses System 
trifft nicht nur die politischen Gefangenen, 
sondern auch die sozialen, die nach den 
FIES-Sonderhaftbedingungen inhaftiert 
sind und seit Jahren, mehr oder weniger or- 
ganisiert, in HS und anderen Aktionen für 
ihre Rechte kämpfen. 


Repression gegen baskische Linke 


Im Zusammenhang mit den Festnahmen 
des Kommandos Barcelonas und weiterer 
angeblicher ETA-militanter im Baskenland 
und in Galizien wurde u.a. die baskische 
Monatszeitung Ardi Beltza kriminalisiert. 
Ihrem Chefredakteur, Pepe Rei, wird inzwi- 
schen Mitgliedschaft in einer „terroristi- 
schen Vereinigung“ (ETA) vorgeworfen. 
Während bereits nach Veröffentlichung des 
Videos „JournalistInnen“ von Ardi Beltza, 
in dem u.a. die Zusammenarbeit zwischen 
sog. JournalistInnen und dem Innenmini- 
sterium offen gemacht wurde, eine Me- 
dienhetze gegen Ardi Beltza initiiert wur- 
de, wurde nach der Verhaftung des Kom- 
mandos Barcelonas ein handfesteres Kon- 
strukt gegen die Zeitung und insbesondere 
gegen Pepe Rei geschaffen. Nach der Ver- 
haftung des Kommandos im Januar wurde 
medienwirksam die Kriminalisierung fort- 
gesetzt. Eine gescheiterte Aktion des Kom- 
mandos, bei der ein Lokal-B. erschossen 
worden war, sollte angeblich die Liquidie- 
rung von del Olmo zum Ziel gehabt haben, 
Besitzer eines Medienimperiums und reak- 
tionärer „Journalist“ Mit dieser angebli- 
chen Aussage eines Kommando-Mitglieds 
sollte der Beweis dafür geliefert werden, 
dass Ardi Beltza Aufträge für Aktionen 
ETAs erteile, da die Machenschaften del Ol- 
mos im Video und in einer Ausgabe Ardi 
Beltzas öffentlich gemacht worden waren. 
Del Olmos enger Freund Baltasar Garzön, 
einer der obersten Richter der Audiencia 
Nacional und Protagonist der Verfolgung 
der baskischen Unabhängigkeitsbewegung, 
ordnete kurz darauf die Verhaftung Pepe 
Reis an. 

Die Konstruktion trifft auch weitere Or- 
ganisationen der abertzalen Linken wie Xa- 
ki, („Auslandsabteilung“ von HB), Haika - 
(Jugendorganisation, Zusammenschluss 
von Jarrai und Gazteriak) und Ekin (Nach- 
folgeorganisation der Alternative KAS), die 
in einer gemeinsamen Kampagne von In- 
nenministerium und Garzön kriminalisiert 
und z.T. verboten wurden, obwohl in ge- 
richtlichen Entscheidungen keine Verbin- 
dung zwischen FTA und den o.g. Organi- 
sationen nachgewiesen werden konnten. 
Die Mehrzahl der festgenommen Mitglie- 
der der Organisationen waren aufgrund der 
Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 
freigelassen worden, was Garzön jedoch 
nicht hinderte, kurz darauf Organisationen 


wie Xaki und Haika zu verbieten. Er hat 
ebenfalls eine Schließung der Zeitung Ar- 
di Beltza angekündigt. 

Die Offensive gegen die gesamte baski- 
sche Bewegung begann mit dem Ende der 
einseitig von ETA verkündeten Waffenru- 
he am 28.11.1999. Während vorher sämtli- 
che Parteien, selbst die Regierungspartei PP 
(Partido Popular) einen Dialog mit ETA 
nicht ausschlossen und es zu Vorge- 
sprächen für mögliche Verhandlungen ge- 
kommen war, setzte die PP seit dem Ende 
der Waffenruhe auf Spaltungs-, Kriminali- 
sierungs- und Vernichtungspolitik. Eine hi- 
storische Militante aus ETA, die als Ver- 
mittlerin in möglichen Gesprächen vorge- 
sehen war, wurde beispielsweise festge- 
nommen und letzte Woche wegen Mit- 
gliedschaft in einer „terroristischen Verei- 
nigung“ verurteilt. In einer aufwendigen 
Medienkampagne wird ETA mit den Natio- 
nalsozialisten gleichgesetzt, und gleichzei- 
tig wird versucht, alle legalen Organisatio- 
nen, die für dieselben Ziele (Sozialismus 
und Unabhängigkeit) kämpfen oder auch 
nur Antirepressionsarbeit machen (wie die 
Gestoras pro Amnistia), als Teil von ETA zu 
kriminalisieren. Im Vorfeld der Wahlen im 
Baskenland am 13. Mai diesen Jahres wur- 
de diese Kampagne noch intensiviert und 
der Staat versucht, seinen Sprachgebrauch 
„ETA = terroristische Bande“ auch als Dik- 
tion in der internationalen Presse durchzu- 
setzen, was momentan noch nicht überall 
gelungen ist, da dort zumindest noch „we- 
nigstens“ von „Separatisten“, bei einigen 
bürgerlichen Zeitungen und fortschrittli- 
cheren JournalistInnen sogar objektiv von 
„baskischer Organisation für die Unabhän- 
gigkeit“ die Rede ist. 

Die politisch-juristische Offensive gegen 
die baskische Bewegung läuft auch auf in- 
ternationaler Ebene. Im März diesen Jahres 
wurde z.B. zwischen dem spanischen Staat 
und Frankreich ein „Anti-ETA-Pakt“ ge- 
schlossen, der die bisherige „gut funktio- 
nierende“ polizeiliche und geheimdienstli- 
che Zusammenarbeit intensivieren und den 
spanischen B. auf französischen Territori- 
um mehr Rechte zusichern soll. Dieser Pakt 
beinhaltet jedoch nicht nur, wie sein Name 
vermuten ließe, die Bekämpfung von ETA, 
sondern auch die anderer Befreiungsbewe- 
gungen, wie z.B. der bretonischen, die 
punktuell zusammenarbeiten. Zudem wur- 
de zwischen Belgien und dem spanischen 
Staat ein Auslieferungsabkommen getrof- 
fen, um „Pannen“ bei der Aufstands- 
bekämpfung, wie die 1995 gescheiterte 
Auslieferung zweier BaskInnen, die als an- 
gebliche ETA-Mitglieder im spanischen 
Staat gesucht waren, zu verhindern. 

Wir fordern die sofortige und bedin- 
gungslose Freilassung von Diego, Zigor 
und Benjami und aller politischen Gefan- 
genen sowie die Abschaffung des Folter- 
und Ermittlungsparagrafen „Antiterroris- 
musgesetz“! 

CIIS (Collectiu d'Informació Internaciona- 
lista i Solidària) Barcelona, 22.4.01 


Die Geschichte Leonard Peltiers 


„Die Wurzeln meines politischen Aktivismus liegen in dem 


zügellosen Rassismus und in der unmenschlichen Armut, mit denen 


ich als heranwachsendes indianisches Kind im Turtle Mountain 


Chippewa-Reservat und Fort Totten Sioux-Reservat in North 
Dakota täglich konfrontiert wurde.“ (Leonard Peltier) 


Leonard Peltier ist am 12. September 1944 
in Grand Forks, North Dakota geboren. Mit 
acht Jahren wird er der Obhut seiner 
Großmutter entrissen und in ein staatliches 
Internat für indianische Kinder gesteckt. 
Dort macht er seine erste Erfahrung mit dem 
staatlichen Rassismus gegenüber den Ur- 
einwohnern der Vereinigten Staaten. In den 
Internaten werden den Kindern ihre lange 
Haare abgeschnitten und das Sprechen ih- 
rer Muttersprache verboten, es darf nur 
Englisch gesprochen werden. Seine erste 
Erfahrung mit Widerstand gegen die Assi- 
milierung macht er knapp sechs Jahre spä- 
ter, als er zu seinem Vater auf der Turtle 
Mountain-Reservation zurückkehrt, wo es 
heftige Proteste gegen die Regierungspoli- 
tik der ‘Relocation and Termination’ (Um- 
siedlung und Beendigung) gibt. Unter dem 
Vorwand, die Armut und Arbeitslosigkeit 
zu bekämpfen, versucht die Regierung, die 
Reservationen aufzulösen und die Men- 
schen in die Städte zu vertreiben, um das 
Land in Besitz zu nehmen. Ziel der ‘Termi- 
nation’ ist, das Bevölkerungswachstum auf 
der Reservation so weit wie möglich zu ver- 
ringern, am besten ganz zu stoppen. Um 
dieses Ziel zu erreichen, scheut die Regie- 
rung nicht davor zurück, die heimliche Ste- 
rilisation von Frauen durchzuführen. Leo- 
nard, der zu dieser Zeit oft mit seinem Va- 
ter zusammen als Saisonarbeiter unterwegs 
ist und andere Reservationen besucht, wird 


vor Augen geführt, dass alle indigenen Völ- 
ker der USA von Umsiedlungen, Armut und 
Rassismus betroffen sind. 

Mehr und mehr Menschen wehren sich 
gegen diese Unterdrückung, aber es sind 
immer nur regionale und vereinzelte Ak- 
tionen. Die Notwendigkeit eines breiteren 
organisierten Widerstands wird immer of- 
fensichtlicher. Auf einem Treffen von ca. 
200 Mitgliedern und AktivistInnen der In- 
dianer-Community im Sommer ‘68 in Min- 
neapolis wird AIM gegründet. 

„Wegen der schlimmen Wohnbedingun- 
gen, der höchsten Arbeitslosenquote im 
ganzen Land, der Polizeibrutalität gegen 
unsere Alten, Frauen und Kinder kamen 
Native-Krieger von den Straßen, den Ge- 
fängnissen und den städtischen Ghettos 
Minneapolis, um das American Indian Mo- 
vement zu gründen. Sie hatten es satt, um 
Sozialhilfe zu betteln, sie hatten es satt, der 
Sündenbock Amerikas zu sein, und hatten 
sich entschieden, auf die Stärke unseres ei- 
genen Volkes zu bauen, unser eigenen 
Schulen zu gründen, unsere eigenen Aus- 
bildungsmaßnahmen zu schaffen **job trai- 
ning programs“* und unsere eigenen Ge- 
schicke selbst in die Hand zu nehmen...“ 
(AIM-Mitbegründer Dennis Banks, 1992) 
Außerdem verlangen sie die Einhaltung der 
verschiedenen Verträgen zwischen den Eu- 
roamerikanern und der indigenen Bevölke- 
rung, die Bewahrung der eigenen Religion 
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und Kultur sowie die Anerkennung der 
Souveränität der indigenen Nationen. 

Um ihre Rechte durchzusetzen, besetzen 
indigene Amerikaner in den folgenden Jah- 
ren über siebzig Einrichtungen der Bun- 
desregierung oder Privatgrundstücke. Die 
erste Besetzung findet am 20.November 
1969 statt und dauert anderthalb Jahre. An 
diesem Tag müssen vielen Amerikaner fest- 
stellen, dass das ‚Indianerproblem’ noch 
lange nicht gelöst ist (wie die meisten von 
ihnen glauben), als sie in den Nachrichten 
hören, dass eine Gruppe von Indianern die 
Insel Alcatraz in der Bucht von San Fran- 
cisco besetzt hält. Die Besetzerlnnen kom- 
men aus den verschiedensten sozialen 
Schichten und aus 20 verschiedenen Stäm- 
men und nennen sich ‘Indians of all Tribes’ 
(Indianer aller Stämme). Sie fordern die 
Rückgabe der Insel, die einst in ihrem Be- 
sitz gewesen war, und Geld von der Bun- 
desregierung zum Bau eines indigenen Stu- 
dienzentrums, das u.a. eine Universität, ein 
Kulturzentrum sowie ein Museum zu in- 
dianischer Geschichte beinhalten soll. 

Es ist bereits der dritte Versuch, die Insel 
zu besetzen. 1964, ein Jahr nach der 
Schließung des berüchtigten Hochsicher- 
heitsgefängnisses von Alcatraz, besetzten 
fünf Sioux-Indianer die Insel vier Stunden 
lang. Am 9. November ‘69 gab es einen 
zweiten Versuch. Fast einhundert Indianer, 
die in der Umgebung von San Francisco 
wohnten, trafen sich im Hafen, um die In- 
sel zu erobern. Aber es kamen keine Boo- 
te. Sie verlasen eine lange Erklärung, in der 
aufgrund der „Entdeckung“ Anspruch auf 
die Insel erhoben und ein Kaufpreis von 24 
$ in Glasperlen und rotem Tuch angeboten 
wird. Später am Abend jedoch gelangten 
einige der Besetzer zur Insel, um sie we- 
nigstens für ein paar Stunden symbolisch 


zu besetzen. 

Auf dem Höhepunkt der dritten Beset- 
zung wohnen und arbeiten Hunderte von 
Indianern auf der Insel und darüber hinaus 
unterstützen Tausende die Aktion mit Nah- 
rungsmittel-, Wasser- und Geldspenden 
oder stellen Decken und Stromaggregate 
zur Verfügung. Mit der zunehmenden Be- 
richterstattung in den nationalen wie auch 
internationalen Medien wächst auch die 
Unterstützung für die Besetzung. Aus den 
Reservationen aller Landesteile der Verei- 
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nigten Staaten sowie aus Kanada und 
Südamerika kommen die Ureinwohner 
Amerikas um ihre Solidarität mit den Be- 
setzerInnen und den Ruf nach ‘Red Power’ 
zu bekunden. 


Die Bundesregierung unter Nixon weigert 
sich, auf die Forderungen der Besetzer ein- 
zugehen, und stellt Wasser und Strom ab. 
Sie geht aber zum Schein auf Verhandlun- 
gen ein und bietet den BesetzerInnen eine 
in der Nähe geschlossene Kaserne als Er- 
satzort an, was diese ablehnen. Dennoch 
lehnt die Regierung eine Zwangsräumung 
durch bewaffnete Polizeikräfte ab, wie es 
von verschiedener Seite gefordert wird, we- 
gen der großen Unterstützung für die Be- 
setzerInnen in der Bevölkerung. Die Ab- 
wartetaktik der Regierung zahlt sich aus. 
Ab 1971 wird die Berichterstattung über die 
Zustände auf der Insel immer negativer. Das 
endgültige Aus liefert dann ein Feuer auf 
der Insel am 1.Juni ‘71, bei dem vier histo- 
rische Gebäude in Brand geraten. Der zu- 
nehmend erhobenen Forderung von Politi- 
kern, das „Insel-Getto“ räumen zu lassen, 
kommt die Regierung am 11. Juni nach. Die 
meisten der BesetzerInnen sind aber schon 
abgezogen, als bewaffnete Bundesmars- 
hals, Mitglieder des FBIs und andere Poli- 
zeibehörden die Insel überfallen. 
Sie treffen nur noch auf elf unbe- 
waffnete Erwachsene, sechs Män- 
ner und fünf Frauen und vier Kin- 
der. 

Obwohl die BesetzerInnen keines 
ihrer Ziele erreichen, wird Alcatraz 
zum Symbol des Widerstandes, und 
dieIndianer werden zum ersten Mal 
ernst genommen. Brad Patterson, 
einer der engsten Berater Nixons, 
nennt Jahre später mindestens 
zehn Bereiche, in denen Verände- 
rungen der offiziellen Regierungs- 
politik oder Gesetze stattfanden, 
u.a. die stille und heimliche Been- 
digung der ‘Terminations’-Politik durch die 
Nixon-Regierung während der Besetzung. 
An vielen der nachfolgenden Besetzungen 
sind Alcatraz-AktivistInnen entweder in 
der Planung beteiligt oder unterstützen die- 
se aktiv. 

Noch während der Besetzung von Alca- 
traz besetzt 1970 eine Gruppe von India- 
nern die leerstehende Militärbasis Fort La- 
wson bei Seattle im Bundesstaat Oregon 
und fordert die Rückgabe dieses Landes. 
Nach einem Abkommen zwischen den in- 


digenen und den Euroamerikanern 
müssen aufgegebene Bundesein- 
richtungen an indianischen Besitz 
zurückgehen. Leonard schließt 
sich der Forderung der Besetzer an. 
Bei dieser Aktion kommt er das er- 
ste Mal mit Mitgliedern von AIM 
in Kontakt. Er entscheidet sich 
AIM, beizutreten. 1972 isteran der 
Organisation des ‘Trail of Broken 
Treaties’ (Zug der gebrochenen 
Verträge) in Millwaukee, Wiscon- 
sin beteiligt. Der Zug - ein Stern- 
marsch von verschiedenen Reservationen 
quer durch die USA nach Washington D.C. 
- soll die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
die Unterdrückung der indianischen Men- 
schen, den Betrug und die Inkompetenz der 
zuständigen Bundesbehörden lenken. Er 
endet mit einer wochenlangen Besetzung 
des Hauptgebäudes des staatlichen ‚Büros 
fürIndianerangelegenheiten’ (Bureau ofIn- 
dian Affairs - BIA) in Washington DC. Die 
Aktion sorgt für großes öffentliches Aufse- 
hen. Tag und Nacht berichten die Medien 
über militante Auseinandersetzungen mit 
der Polizei. Infolge der spektakulären Be- 
setzungen von Alcatraz, Fort Lawson und 
des nationalen Monuments Mount 
Rushmore sowie die drei Tage dauernde 
Übernahme der Kontrolle von Gordon, ei- 
ner Kleinstadt im Bundesstaat Nebraska, 
durch über 1.000 Mitglieder von AIM und 
der indigenen Community nach der bruta- 
len Ermordung des Indianers Raymond Yel- 
low Thunder durch Mitglieder der faschi- 
stischen American Legion steigt die Anzahl 
der AIM-Mitglieder rapide an. In vielen 
Städten werden Ortsgruppen gegründet. 

Zu dieser Zeit entscheidet sich das FBI, 
AIM auszuradieren. Ähnlich wie bei der 
Black Panther Partei und anderen Organi- 
sationen, wird AIM zur Zielschiebe des ge- 
heimen Aufstandsbekämpfungsprograms 
des FBIs, COINTELPRO. Führende Aktivi- 
stInnen sollen verhaftet oder ermordet und 
die Organisation von Spitzeln unterwan- 
dert oder anderweitig zerstört werden. Ein 
Bericht des FBI schlägt vor, dass „die ört- 
liche Polizei die Anführer streng überwa- 
chen und sie mittels jeden möglichen Vor- 
wurfes verhaften soll, bis sie keine Kauti- 
onsgelder mehr auftreiben 

können.“ Öffentliche Schützenhilfe be- 
kommt das FBI von Politikern wie dem da- 
maligen Vize-Justizminister von Süd Da- 
kota, William Janklow, der u.a. sagt: „Der 
einzige Weg, das Indianerproblem in Süd 
Dakota zu lösen, isteine Waffe aufden Kopf 
der Anführer des AIM zu richten und ab- 
zudrücken”. 

In Milwaukee wird Leonard von zwei - 
außer Dienst befindlichen - Polizisten an- 
gegriffen und brutal zusammengeschlagen. 
Weil er sich wehrt, wird er des versuchten 
Mordes angeklagt. Nach fünf Monaten in 
Untersuchungshaft wird er auf Kaution 
freigelassen und geht in den Untergrund. 
Später wird er von diesen Anklagen freige- 
sprochen, als bewiesen wird, dass das FBI 


die beiden Polizisten zur Straftat angestif- 
tet hat. 

AufderPine Ridge Reservation der Oglala 
Lakota in Süd Dakota herrscht schon eine 
regelrechte Terrorherrschaft der regie- 
rungstreuen Reservationsverwaltung 

gegenüber den traditionell gesinnten Ein- 
wohnerInnen und AIM-AktivistInnen. Die 
mit Geldern des BIA finanzierte parami- 
litärische Schlägertruppe Guardians of the 
Oglala Nation GOONs (Wächter der Oglala 
Nation) unterbindet jegliche politische 
Tätigkeit. Das FBI liefert Waffen und Mu- 
nition und bildet die GOONs aus. Im Fe- 
bruar 1973 besetzen Hunderte von Men- 
schen die Büros in Wounded Knee, um auf 
ihre Situation aufmerksam zu machen. Sie 
werden von GOONs, Bundespolizisten, Spe- 
zialeinheiten des FBls, Scharfschützen und 
vom Militär belagert. Dabei werden gepan- 
zerte Fahrzeuge und sogar Phantom-Dü- 
senjäger eingesetzt. Erst nach zwei Mona- 
ten und vielen Schießereien räumen die Be- 
setzerInnen nach Verhandlungen mit der 
Regierung die Gebäude wieder. Aber der 
Terror hält an. 562 AIM-Mitglieder und Un- 
terstützerlnnen werden wegen ihrer Teil- 
nahme an der Besetzung verhaftet und wei- 
tere 600 wegen Unterstützung der Beset- 
zungsaktion. 185 Menschen werden verur- 
teilt. In den 3 Jahren nach der Wounded 
Knee Besetzung werden mehr als 60 AIM- 
Mitglieder ermordet und über 300 Bewoh- 
nerInnen überfallen. Obwohl die Gegend 
1975 mehr FBI-Agenten pro Kopf der Be- 
völkerung aufweist als jeder andere Ort der 
Vereinigten Staaten, wird kein einziger die- 
ser Mordfälle aufgeklärt. 

Da die meisten lokalen AktivistInnen ent- 
weder untergetaucht, tot oder im Gefäng- 
nis sind, wird Hilfe von außerhalb gesucht. 
Im Frühling 1975 beginnt die AIM-Orts- 
gruppe Nordwest mit dem Aufbau eines 
Selbstverteidigungslagers auf dem Anwe- 
sen der Familie Jumping Bull in der Nähe 
der Stadt Oglala. 

Am 25. Juni kommen zwei FBI-Agenten, 
Coler und Williams, zum Haus der Familie 
Jumping Bull und erkundigen sich nach 
dem jungen Indianer Jimmy Eagle wegen 
angeblichen Diebstahls von einem Paar 
Stiefel. „Sie kamen ohne Haftbefehl wegen 
einer Straftat, die nicht begangen wurde 
und für die sie nicht zuständig sind“, sagt 
ein Zeuge. Als sich am nächsten Tag GO- 
ONs, Bundespolizisten, Spezialeinheiten 
des FBI und andere Polizeikräfte in der Nähe 
sammeln, wird offensichtlich, dass die bei- 
den Agenten das Lager für einen Angriff 
auskundschaften wollten. Gegen Mittag 
kommen die beiden Agenten ein weiteres 
Mal. Sie fahren diesmal aber am Haus vor- 
bei in Richtung des AIM-Lagers. Schüsse 
fallen. Die Agenten rufen nach Verstärkung 
- das Signal für den Angriff. Als die Ver- 
stärkung auf das Anwesen vorrückt, wer- 
den die Reifen der ersten Wagen platt ge- 
schossen, und der Vorstoß kommt zum Still- 
stand. Coler und Williams sind in ihrer ei- 
genen Falle gefangen. Die anschließende 


Schießerei dauert den ganzen Tag. Als die 
Sicherheitstruppen das Lager abends stür- 
men, ist keiner mehr anwesend. Coler und 
Williams und ein Indianer, Joe Stuntz Kills- 
right, sind tot. Der Tod der beiden FBI- 
Agenten wird am nächsten Tag zum Anlass 
genommen, eine Untersuchung des US-Se- 
nats über den Amtsmissbrauch des FBls ge- 
genüber AIM und den traditionellen Indi- 
anern auszusetzen. Der Untersuchungsaus- 
schuss unter Vorsitz von Senator Frank 
Church hatte kurz vorher einen vernich- 
tenden Bericht über die Machenschaften 
des FBIs gegen die Bürgerrechtsbewegun- 
gen veröffentlicht und wollte nun die Ak- 
tivitäten des FBIs im Rahmen des COIN- 
TELPRO-Programs insbesondere gegen 
AIM untersuchen. 


Die Unterbrechung dauert bis zum heu- 
tigen Tag an. Der Angriff gegen die Be- 
wohnerInnen von Pine Ridge erweist sich 
nicht nur für das FBI als vorteilhaft. Auch 
die Bergbau- und die Waffenindustrie pro- 
fitieren davon. Die regierungstreue Reser- 
vationsverwaltung überschreibt ihnen zur 
selben Zeit und entgegen den Lakota-Ge- 
setzen, welche die Zustimmung von drei 
Vierteln der männlichen Reservationsbe- 
wohner vorsehen, fast 54.000 ha. Land (ein 
Achtel der gesamten Reservation), das 
große Uranvorkommen aufweist, an die 
Bundesregierung. 

Trotz der größten Fahndung in der Ge- 
schichte des FBIs, können alle AktivistIn- 
nen entkommen. Monate später werden 
Haftbefehle gegen Leonard und drei weite- 
re Mitglieder von AIM erlassen. Während 
Leonard nach Kanada fliehen kann, wo er 
erst im Februar verhaftet wird, werden Di- 
no Butler, Bob Robideau und Jimmy Eagle 
ziemlich schnell gefasst. Das Verfahren von 
Butler und Robideau wird nach Cedar Ra- 
pids, Iowa verlegt, und im Juli 1976 wer- 
den sie vor Gericht gestellt. Zum Schrecken 
des FBIs und der Staatsanwaltschaft wer- 
den beide wegen Notwehr und aufgrund 
von Selbstverteidigung freigesprochen. 


(Wird fortgesetzt) 


Kurzmeldungen USA 


Am 5. März 2001 stellte Mumia beim Bun- 
desdistriktgericht den Antrag, seine Anwälte 
von ihrem Mandat entbinden zu lassen. (Sie- 
he An. Info 244) In seiner Entscheidung am 
6. April erklärte Richter Yohn den Antrag für 
bewilligt, ab dem Tag, an dem Mumias neu- 
er Anwalt ihn vertritt. Yohn hat damit auch 
offensichtlich Mumias Bitte, sich selber zu 
verteidigen, während er einen neuen Anwalt 
sucht, abgelehnt. Außerdem, erklärte er, kei- 
ne mündliche oder Beweisanhörung noch ei- 
ne Entscheidung über das laufende Verfah- 
ren für mindestens 30 Tage nach dem 6. April 
zu fällen. 
http://www.refuseandresist.org/mu- 
mia/2001/041301yohn.html 


Mumias Berufungsantrag basiert auf 29 do- 
kumentierten Verletzungen seiner Bürger- 
und Menschenrechte. Im November letzten 
Jahres beantragte Mumia, den Antrag um ei- 
nen weiteren Punkt zu erweitern, nämlich die 
Weigerung Richter Sabos, im ursprünglichen 
Prozess John Africa als Rechtsberater von 
Mumia zuzulassen. Im März lehnte Richter 
Yohn diesen Antrag mit der Begründung ab, 
dass Punkt 11 der Berufungsantrags diese 
Streitfrage abdecke. Am 2. April stellte der 
stellvertretenden Staatsanwalt den Antrag 
der Streitpunkt ‚John Africa’ nicht zu berück- 
sichtigen. 
http://www.refuseandresist.org/mu- 
mia/2001/040901burns.html 


Spontanaktion der SAFM am 24. April 
— Mumias Geburtstag 


Hey Leute, wir schicken euch hier schon das 
Fazit der Spontan-Aktion gegen die US-Bot- 
schaft in Berlin, und es ist einfach nur GEIL!!! 
Gegen halb 9 hatten so viele Leute in Berlin 
angerufen, dass man, sobald man den Namen 
Mumia Abu-Jamal erwähnt hat, kommen- 
tarlos und sehr uncharmant aus der Leitung 
geflogen ist. 

Wir möchten noch sagen, dass wir es sehr 
gut finden, wie schnell man mit der sponta- 
nen Unterstützung von Euch allen rechnen 
kann. Heute war „nur“ Mumias Geburtstag, 
wenn Tag X da ist, sind wir auf der Straße, 
und kämpfen Mumia frei, und falls die USA 
so doof sein sollten, und tatsächlich noch ei- 
nen Hinrichtungsbefehl unterschreiben, 
dann werden die Botschafter sich wünschen, 
nur mit Telefonanrufen konfrontiert zu wer- 
den ... 

Crash Boom Bang, Schüler Aktiv für Mumia 
- Hamburg, c/o Brigittenstraße 5 

20359 Hamburg, eMail: safm@gm«.net 

im Internet unter: www.freiheitfuermumia.de 


Romaine ‚Chip’ Fitzgerald — 
Physiotherapie verweigert 


Die Gefängnisleitung des Staatsgefängnis- 
ses in Salinas Valley, Kalifornien verwei- 
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gert Romaine ‘Chip’ Fitzgerald eine not- 
wendige Physiotherapie. Infolge eines Blut- 
gerinsels im Gehirn im März 1998 leidet 
Chip seitdem unter Emiparesis. Die Jericho 
Movement für die Amnestierung und Frei- 
lassung der politischen Gefangenen ruft da- 
zu die Gefängnisbehörden aufzufordern 
Chip eine Therapie zu genehmigen. 


Robert Seth Hayes nach Clinton, Dan- 
nemora verlegt — Gesundheit noch 
mehr gefährdet! 


Robert Seth Hayes, ein neuafrikanischer po- 
litische Gefangene, hat die letzten 28 Jahre 
in verschiedenen Knästen des Staates New 
York verbracht. Nach seinem Militärdienst in 
Vietnam trat er nach seinem Rückkehr in die 
USA der Black Panther Party und später der 
bewaffneten Befreiungsbewegung bei. In 
September 1973 wurde er wegen Mordes an 
einem Verkehrspolizist verhaftet und zu ei- 
ner Haftstrafe von 25 Jahren bis lebensläng- 
lich verurteilt. Zweimal hat er eine Anhörung 
vor der Strafaussetzungskommission gehabt, 
und zweimal wurde sein Antrag auf vorzei- 
tige Entlassung abgelehnt. Wie viele andere 
Gefangenen aus der Befreiungsbewegung hat 
Seth nie aufgehört, für seine Überzeugung 
und seine Rechte zu kämpfen. Und wie bei 
vielen anderen ist auch seine Gesundheit in- 
folge der jahrelangen Isolationshaft und an- 
deren erniedrigenden Bedingungen in den 
Knästen stark angegriffen. Seth leidet an Dia- 
betes und Hepatitus C. Seine medizinische 


Behandlung im Knast wird von einem exter- 


nen Facharzt als unzureichend und „dritt- 
klassig“ beschrieben, andere warnen vor Le- 
ber- und Gehirnschäden, Blindheit und ähn- 
lichen schwerwiegenden gesundheitlichen 
Problemen infolge langfristig unkontrollier- 
ten Diabetes. In Antwort auf eine intensive 
Briefkampagne für eine geeignete medizini- 
sche Behandlung erklärten am 28. März der 
stellvertretende Leiter und der Oberarzt der 
Gefängnisbehörde, dass Seth eine ausrei- 
chende Behandlung bekäme. Am 2. April 
2001 wurde Seth nach Clinton, Dannemora 
verlegt. Nach Seths Anwalt und der Erfah- 
rung vieler politischen Gefangenen ist die 
medizinische Versorgung in Dannemora 
noch schlechter als in Comstock, wo Seth vor- 
her war. Es gibt überhaupt keine Blutzucker- 
kontrollen. Die Diabetiker bekommen also ih- 
re Insulinspritzen verabreicht, ohne zu wis- 
sen, ob die Dosierung richtig, zu hoch, zu 
niedrig oder sonst was ist. Außerdem ist es 
ihnen nicht erlaubt, Lebensmitteln in der Zel- 
le aufzubewahren, z.B. für den plötzlichen 
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Fall des Blutzuckerwertes. Die Jericho Move- 
ment für die Amnestierung und Freilassung 
der politischen Gefangenen ruft dazu auf Pro- 
testbriefe an den stellvertretenden Leiter der 
Gefängnisbehörde zu schreiben, sowie Kopi- 
en an Seths Anwältin, Susan Tipograph, zu 
schicken. Außerdem freut sich Seth auch auf 
Briefe. 

Susan Tipograph, Esq. 

351 Broadway, NYC 10013 

Robert Seth Hayes, #74-A-2280 

Clinton Corr. Facility 

P.O. Box 2000 

Dannemora, NY 12929 


Mondo W.E. we Langa (David Rice) 
und Edward Poindexter 
seit 30 Jahren im Gefängnis 


Seit vielen Jahren verfolgt amnesty inter- 
national die Fälle dieser ehemaligen Black 
Panthers, hat Mondo we Langa und Edward 
Poindexter aber NICHT als politische Ge- 
fangene anerkannt. da sie in einem rechts- 
staatlichen Verfahren verurteilt wurden. ai 
hat jedoch Zweifel an diesem Urteil, da ei- 
ne Menge Beweismittel dem Gericht vor- 
enthalten wurden und es viele Ungereimt- 
heiten gibt. 

ai befürchtet, daß Mondo we Langa und Ed- 
ward Poindexter „mundtot“ gemacht wer- 
den sollten, da sie als „Black Panthers“ ra- 
dikale Kritiker der amerikanischen Gesell- 
schaft und speziell auch der Polizei in Oma- 
ha/Nebraska waren. Sie wurden im April 
1971 wegen Polizistenmordes zu lebenslan- 
ger Haft verurteilt und sind seit August 1970 
(über 30 Jahre!) in Haft. 

David Rice (der später im Gefängnis eine 
Namensänderung auf Mondo we Langa 
durchführte) und Edward Poindexter waren 
Ende der sechziger Jahre die führenden Mit- 
glieder einer Untergruppierung der Black 
Panther in Omaha, Nebraska und setzten 
sich aktiv für die Rechte der Schwarzen ein. 
Sie kritisierten Rassendiskriminierung und 
Polizeiwillkür in ihrer Stadt und wurden auf- 
grund ihrer radikalen Einstellung zur Ziel- 
scheibe der lokalen Polizei, sowie des FBI. 

Als am 14. August 1970 ein Polizist durch 
eine Bombe getötet wurde, die in einem leer- 
stehenden Haus deponiert worden war, fiel 
der Verdacht sofort auf die Black Panther, 
und man versuchte, die beiden führenden 
Köpfe zu belasten. Dies gelang mit Hilfe ei- 
nes 15 jährigen Kronzeugen, der gestanden 
hatte, die Bombe dort platziert zu haben. Er 
beschuldigte anfangs verschiedene Leute der 
Mittäterschaft, änderte seine Aussage mehr- 
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mals, war aber nach Einschüchterung und 
Bedrohung durch die Polizei schließlich be- 
reit war, die zwei schwarzen Führer zu be- 
schuldigen. Während des Prozesses weiger- 
te er sich erneut, die zwei als Täter zu be- 
nennen, nach weiterer Einschüchterung in 
einer Prozesspause kehrte er jedoch zu sei- 
ner vorherigen Behauptung zurück. 

Als weiteres Beweismittel führte die Poli- 
zei Dynamit vor, das bei einer illegalen 
Hausdurchsuchung in Rices Haus gefunden 
worden sein soll. Einem schwarzen Polizei- 
beamten, der an dem Abend Dienst tat, ka- 
men die Umstände der Durchsuchung merk- 
würdig vor: die Straße war abgesperrt. Er 
nimmt an, dass seine Kollegen das Dynamit 
im Haus selbst deponiert haben. Mondo 
stellte sich freiwillig (!) den Behörden, um 
alle Vorwürfe zu entkräften. 

Obwohl sich der jugendliche Kronzeuge 
bei der Verhandlung in Widersprüche ver- 
wickelte und keine eindeutige Indizienkette 
zwischen dem Dynamit und dem Mordan- 
schlag hergestellt werden konnte, erkannten 
die fast nur weißen Geschworenen die An- 
geklagten als schuldig. Sie wurden zu le- 
benslangen Freiheitsstrafen verurteilt und 
sind seitdem in Haft. 

Nach dem Prozess kam heraus, dass die 
Polizei und das FBI mehrere Beweismittel 
dem Gericht vorenthalten hatten, die für die 
Angeklagten hätten entlastend sein können, 
z.B. eine Tonbandaufnahme, die in einem in- 
ternen FBI Papier „schädlich für das Ver- 
fahren“ genannt worden war, oder z.B. ein 
Brief, den der jugendliche Zeuge am Tag der 
Gerichtsverhandlung an seine Mutter ge- 
schrieben hatte und den man als Schuldge- 
ständnis interpretieren kann. Trotz dieser 
Fakten ist es in all den Jahren nicht gelun- 
gen, eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
zu erreichen. 

Bisher ist eine Begnadigung an der un- 
nachgiebigen Haltung der Politiker in Ne- 
braska gescheitert, denen in Sachen Begna- 
digung ein harter Kurs die Wiederwahl zu 
garantieren scheint. 

Amnesty hat bisher eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens oder Freilassung gefordert, 
setzt sich jetzt aber auch für die Umwand- 
lung der lebenslangen Haftstrafen in zeit- 
lich begrenzte Strafen ein, die eine vorzei- 
tige Entlassung per Begnadigung möglich 
machen. 

Für weitere Informationen wenden Sie sich 
bitte an: 


ai-Gruppe 1489 c/o Claus Walischewski. 
Ostendorpstr. 43, 28203 Bremen 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 245: So, 27.5.01 


